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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

VEREINBARUNG ÜBER GEMEINSCHAFTSPATENTE

Geschlossen in Luxemburg am 15 . Dezember 1989

( 89 / 695 /EWG)

PRÄAMBEL

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft —

IN DEM WUNSCH, europäischen Patenten , die für ihre Hoheitsgebiete nach dem Übereinkommen über die
Erteilung europäischer Patente vom 5 . Oktober 1973 erteilt werden , einheitliche und autonome Wirkung zu
verleihen ,

IN DEM BESTREBEN, ein gemeinschaftliches Patentsystem zu schaffen , das dazu beiträgt , die Ziele des
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu verwirklichen und insbesondere innerhalb
der Gemeinschaft die Verfälschungen des Wettbewerbs zu beseitigen , die sich aus der territorialen Begrenzung der
nationalen Schutzrechte ergeben können ,

IN DER ERWÄGUNG, daß eines der grundlegenden Ziele des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft die Beseitigung der Hindernisse für den freien Warenverkehr ist,

IN DER ERWÄGUNG , daß eines der geeignetsten Mittel, um sicherzustellen , daß dieses Ziel in bezug auf den
freien Verkehr der durch Patente geschützten Waren erreicht wird , die Schaffung eines gemeinschaftlichen
Patentsystems ist ,

IN DER ERWÄGUNG, daß die Schaffung eines solchen gemeinschaftlichen Patentsystems deshalb untrennbar
mit der Verwirklichung der Ziele des Vertrages und daher mit der Gemeinschaftsrechtsordnung verbunden
ist ,

IN DER ERWÄGUNG, daß es erforderlich ist , zu diesem Zweck zwischen ihnen eine Vereinbarung zu schließen ,
die ein besonderes Übereinkommen im Sinn des Artikel 142 des Übereinkommens über die Erteilung europäischer
Patente , einen regionalen Patentvertrag im Sinn des Artikels 45 Absatz 1 des Vertrages über die internationale
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens vom 19 . Juni 1970 und ein Sonderabkommen im Sinn des
Artikels 19 der am 20 . März 1883 in Paris unterzeichneten und zuletzt am 14 . Juli 1967 revidierten
Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums darstellt ,

IN DER ERWÄGUNG, daß zur Schaffung eines gemeinsamen Marktes mit binnenmarktähnlichen Verhältnissen
die Einführung von Rechtsinstrumenten gehört , mit deren Hilfe die Unternehmen die Herstellung und den Vertrieb
von Waren europäischen Dimensionen anpassen können ,

IN DER ERWÄGUNG, daß das Problem einer wirksamen Behandlung von Gemeinschaftspatente betreffenden
Klagen und die Probleme, die sich aus der Trennung der Zuständigkeit für Verletzungs- und Nichtigkeitsverfahren
betreffend Gemeinschaftspatente ergeben , wie sie in dem am 15 . Dezember 1975 in Luxemburg unterzeichneten
Gemeinschaftspatentübereinkommen vorgenommen worden ist , am besten dadurch gelöst werden können , daß
die Zuständigkeit für Verfahren wegen Verletzung eines Gemeinschaftspatents besonderen , als Gemeinschafts­
patentgerichte benannten nationalen Gerichten erster Instanz zugewiesen wird , die gleichzeitig die Rechtsgültig­
keit des angefochtenen Patents prüfen und dieses gegebenenfalls ändern oder für nichtig erklären können; in der
Erwägung , daß die Möglichkeit gegeben sein sollte , gegen Urteile dieser Gerichte bei besonderen , ebenfalls als
Gemeinschaftspatentgerichte benannten nationalen Gerichten zweiter Instanz Berufung einzulegen ,
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IN DER ERWÄGUNG, daß die einheitliche Anwendung der Rechtsvorschriften über die Verletzung und die
Rechtsgültigkeit von Gemeinschaftspatenten die Errichtung eines den Vertragsstaaten gemeinsamen Berufungs­
gerichts für Gemeinschaftspatente (Gemeinsames Berufungsgericht ) erforderlich macht, das für die von
Gemeinschaftspatentgerichten zweiter Instanz an dieses Gericht verwiesenen Fragen der Verletzung und der
Rechtsgültigkeit zuständig sein soll ,

IN DER ERWÄGUNG, daß das Erfordernis einer einheitlichen Anwendung der Rechtsvorschriften auch Anlaß
dazu gibt, dem Gemeinsamen Berufungsgericht eine Zuständigkeit für die Entscheidung über Beschwerden gegen
Entscheidungen der Nichtigkeitsabteilungen und der Patentverwaltungsabteilung des Europäischen Patentamts zu
übertragen und damit die im Gemeinschaftspatentübereinkommen in der Fassung vom 15 . Dezember 1975
vorgesehenen Nichtigkeitskammern zu ersetzen ,

IN DER ERWÄGUNG, daß es wesentlich ist , daß diese Vereinbarung nicht entgegen den Bestimmungen des
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft angewendet wird , und daß der Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften in der Lage sein muß, die Einheitlichkeit der Gemeinschaftsrechtsordnung
sicherzustellen ,

IN DEM BESTREBEN, die Vollendung des Binnenmarktes und den Aufbau einer europäischen Technologiege­
meinschaft durch das Gemeinschaftspatent zu fördern ,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daßder Abschluß dieser Vereinbarung notwendig ist , um die Erfüllung der Aufgaben
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu erleichtern —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

( 2 ) Zur Sicherng der Einheitlichkeit der Gemeinschafts­
rechtsordnung ist das durch das Streitregelungsprotokoll
errichtete Gemeinsame Berufungsgericht verpflichtet , den
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften gemäß Arti­
kel 177 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft um Vorabentscheidung zu ersu­
chen, wenn die Gefahr besteht , daß die Auslegung dieser
Vereinbarung nicht mit dem Vertrag im Einklang steht .

( 3 ) Ist ein Mitgliedstaat oder die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften der Auffassung , daß eine Entschei­
dung des Gemeinsamen Berufungsgerichts , mit der ein bei
diesem anhängiges Verfahren abgeschlossen wird , nicht mit
dem in den Absätzen 1 und 2 genannten Grundsatz im
Einklang steht , so können sie beim Gerichtshof der Euro­
päischen Gemeinschaften eine Entscheidung beantragen . Die
vom Gerichtshof auf einen derartigen Antrag erlassene
Entscheidung hat keine Wirkung auf die Entscheidung des
Gemeinsamen Berufungsgerichts , die Anlaß für den Antrag
bildete . Der Kanzler des Gerichtshofs stellt den Antrag den
Mitgliedstaaten und dem Rat der Europäischen Gemein­
schaften sowie , wenn der Antrag von einem Mitgliedstaat
ausgeht, der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
zu , die binnen zwei Monaten nach dieser Zustellung beim
Gerichtshof Schriftsätze einreichen oder schriftliche Erklä­
rungen abgeben können. In dem in diesem Absatz vorgese­
henen Verfahren werden Kosten weder erhoben noch erstat­
tet .

Artikel 1

Gegenstand der Vereinbarung über Gemeinschaftspatente

( 1 ) Das am 15 . Dezember 1 975 in Luxemburg unterzeich­
nete Übereinkommen über das europäische Patent für den
Gemeinsamen Markt , nachstehend „Gemeinschaftspatent­
übereinkommen" genannt , in der durch diese Vereinbarung
geänderten Fassung wird dieser Vereinbarung als Anhang
beigefügt.

(2 ) Das Gemeinschaftspatentübereinkommen wird durch
folgende im Anhang enthaltene Protokolle ergänzt:
— Protokoll über die Regelüng von Streitigkeiten über die
Verletzung und die Rechtsgültigkeit von Gemeinschafts­
patenten , nachstehend „Streitregelungsprotokoll" ge­
nannt ,

— Protokoll über die Vorrechte und Immunitäten des
Gemeinsamen Berufungsgerichts ,

— Protokoll über die Satzung des Gemeinsamen Berufungs­
gerichts .

( 3 ) Die im Anhang beigefügten Texte sind Bestandteil
dieser Vereinbarung.

(4 ) Mit ihrem Inkrafttreten ersetzt diese Vereinbarung
das Gemeinschaftspatentübereinkommen in der am 15 . De­
zember 1975 in Luxemburg unterzeichneten Fassung.

Artikel 2

Verhältnis zur Gemeinschaftsrechtsordnung

( 1 ) Keine Vorschrift dieser Vereinbarung kann gegen die
Anwendung des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft geltend gemacht werden .

Artikel 3

Auslegung der Zuständigkeitsvorschriften

( 1 ) Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften
entscheidet im Wege der Vorabentscheidung über die Ausle­
gung der Zuständigkeitsvorschriften für Gemeinschaftspa­
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dieser Vereinbarung und der zu ihrer Durchführung erlas­
senen Vorschriften , sofern es sich nicht um Vorschriften des
nationalen Rechts handelt .

tente betreffende Klagen vor nationalen Gerichten , die im
Sechsten Teil Kapitel I des Gemeinschaftspatentübereinkom­
mens und im Streitregelungsprotokoll enthalten sind .

( 2 ) Folgende Gerichte können dem Gerichtshof eine Frage
der Auslegung im Sinne des Absatzes 1 zur Vorabentschei­
dung vorlegen:

a ) — in Belgien: die „Cour de Cassation" — „Hof van
Cassatie" und der „Conseil d'État" — „Raad van
State",

— in Dänemark : das „Højesteret",

Artikel 6

Unterzeichnung — Ratifikation

( 1 ) Diese Vereinbarung liegt für die Vertragsstaaten des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft bis zum 21 . Dezember 1989 zur Unterzeichnung
auf,

(2) Diese Vereinbarung bedarf der Ratifikation durch die
zwölf Unterzeichnerstaaten . Die Ratifikationsurkunden
werden beim Generalsekretär des Rates der Europäischen
Gemeinschaften hinterlegt .

— in der Bundesrepubliek Deutschland: die obersten
Gerichtshöfe des Bundes ,

— in Griechenland: τα ανώτατα Δικαστήρια ,
— in Spanien : das „Tribunal Supremo",
— in Frankreich : die „Cour de Cassation" und der

„Conseil d'État",
— in Irland: „An Chuirt Uachtarach" — „The Supreme
Court",

— in Italien : die „Corte Suprema di Cassazione",
— in Luxemburg: die „Cour supérieure de Justice
siégeant comme Cour de Cassation",

— in den Niederlanden: der „Höge Raad",
— in Portugal : das „Supremo Tribunal de Justiçia",

Artikel 7

Beitritt

( 1 ) Dieser Vereinbarung kann jeder Staat beitreten , der
Mitglied der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird .

(2 ) Urkunden über den Beitritt zu dieser Vereinbarung
werden beim Generalsekretär des Rates der Europäischen
Gemeinschaften hinterlegt . Der Beitritt wird am ersten Tag
des dritten Monats wirksam, der auf die Hinterlegung der
Beitrittsurkunde folgt , jedoch nicht vor dem Zeitpunkt , zu
dem die Ratifikation des Übereinkommens über die Ertei­
lung europäischer Patente, nachstehend „Europäisches
Patentübereinkommen" genannt , durch den betreffenden
Staat oder dessen Beitritt zu dem genannten Übereinkommen
wirksam wird .

( 3 ) Die Unterzeichnerstaaten bekräftigen , daß jeder
Staat, der Mitglied der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft wird , dieser Vereinbarung beitreten muß.

(4 ) Zwischen den Vertragsstaaten und dem beitretenden
Staat kann ein besonderes Abkommen geschlossen werden ,
in dem die Einzelheiten der Anwendung dieser Vereinbarung
festgelegt werden , die durch den Beitritt dieses Staates
erforderlich werden .

— im Vereinigten Königreich : das „House of Lords";

b ) die Gerichte der Vertragsstaaten , sofern sie als Rechts­
mittelinstanz entscheiden .

( 3 ) Wird eine derartige Frage in einem schwebenden
Verfahren bei einem der in Absatz 2 Buchstabe a ) genannten
Gerichte gestellt und hält dieses Gericht eine Entscheidung
darüber zum Erlaß seines Urteils für erforderlich , so ist es
verpflichtet, diese Frage dem Gerichtshof zur Entscheidung
vorzulegen .

(4 ) Wird eine derartige Frage einem der in Absatz 2
Buchstabe b ) genannten Gerichte gestellt , so kann dieses
Gericht unter den in Absatz 1 festgelegten Voraussetzungen
diese Frage dem Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen .

Artikel 4

Verfahrensvorschriften des Gerichtshofs

( 1 ) Das Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und die Verfahrens­
ordnung des Gerichtshofs sind auf die in denArtikeln 2 und 3
genannten Verfahren anzuwenden.

(2 ) Die Verfahrenordnung wird, soweit erforderlich,
nach Artikel 188 des Vertrages zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft angepaßt und ergänzt .

Artikel S

Zuständigkeit des Gemeinsamen Berufungsgerichts

Vorbehaltlich der Artikel 2 und 3 sichert das Gemeinsame
Berufungsgericht die einheitliche Auslegung und Anwendung

Artikel 8

Beteiligung von Drittstaaten

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften kann auf ein­
stimmigen Beschluß einen Vertragsstaat des Europäischen
Patentübereinkommens, der mit der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft eine Zollunion oder Freihandelszone
bildet , einladen , in Verhandlungen einzutreten , die zum Ziel
haben , daß sich dieser Drittstaat aufgrund eines besonderen
Übereinkommens , das zwischien den Vertragsstaaten dieser
Vereinbarung und dem Drittstaat geschlossen wird und in
dem die Bedingungen und Einzelheiten der Anwendung
dieser Vereinbarung für den Drittstaat festgelegt werden, an
dieser Vereinbarung beteiligt .
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Artikel 14

Streitigkeiten zwischen Vertragsstaaten

( 1 ) Jede Streitigkeit zwischen Vertragsstaaten über die
Auslegung oder Anwendung dieser Vereinbarung, die nicht
im Verhandlungsweg beigelegt worden ist , wird auf Ersu­
chen eines beteiligten Staates je nach Zuständigkeit dem
engeren Auschuß oder dem Verwaltungsausschuß unterbrei­
tete Das Organ, dem die Streitigkeit unterbreitet wird ,
bemüht sich , eine Einigung zwischen diesen Staaten herbei­
zuführen .

( 2 ) Wird innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag, an
dem der engere Ausschuß oder der Verwaltungsausschuß mit
der Streitigkeit befaßt worden ist> keine Einigung erzielt , so
kann jeder beteiligte Staat die Streitigkeit dem Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften unterbreiten .

(3 ) Stellt der Gerichtshof fest, daß ein Vertragsstaat gegen
eine Verpflichtung aus dieserVereinbarung verstoßen hat , so
hat dieser Staat die Maßnahmen zu ergreifen -, die sich aus
dem Urteil des Gerichtshofs ergeben.

Artikel 9

Anwendung auf Teile des Meeres oder des Meeresbodens

Diese Vereinbarung gilt für diejenigen Teile des Meeres oder
des Meeresbodens, die an ein Hoheitsgebiet angrenzen und
die nach dem Völkerrecht Hoheitsrechten oder der Hoheits­
gewalt eines Vertragsstaates unterstehen .

Artikel 1 0

Inkrafttreten

Zu ihrem Inkrafttreten bedarf diese Vereinbarung der Rati­
fikation durch die zwölf Unterzeichnerstaaten . Sie tritt am
ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf die Hinter­
legung der Ratifikationsurkunde durch denjenigen dieser
Staaten folgt, der diese Förmlichkeit als letzter vornimmt .
Tritt jedoch das Europäische Patentübereinkommen für
einen Unterzeichnerstaat dieser Vereinbarung zu einem
späteren Zeitpunkt in Kraft, so tritt die Vereinbarung erst zu
dem Zeitpunkt in Kraft , zu dem das Europäische Patent­
übereinkommen für den letzten Unterzeichnerstaat in Kraft
tritt .

Artikel 11

Beobachter

Solange diese Vereinbarung für einen Mitgliedstaat der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der sie nicht unter­
zeichnet hat , noch nicht in Kraft getreten ist , kann dieser
Staat an den Beratungen des engeren Ausschusses des
Verwaltungsrates der Europäischen Patentorganisation ,
nachstehend „engerer Ausschuß" genannt , und des Verwal­
tungsausschusses des Gemeinsamen Berufungsgerichts ,
nachstehend „Verwaltungsausschuß" genannt, als Beobach­
ter teilnehmen und zu diesem Zweck einen Vertreter und
einen Stellvertreter für jedes dieser Organe benennen .

Artikel 15

Begriffsbestimmung

Für die Zwecke dieser Vereinbarung ist unter „Vertrags­
staat" jeder Staat zu verstehen, für den die Vereinbarung in
Kraft getreten ist .

Artikel 16

Urschrift der Vereinbarung

Diese Vereinbarung ist eine Urschrift in dänischer , deut­
scher, englischer , französischer , griechischer , irischer, italie­
nischer, niederländischer , portugiesischer und spanischer
Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist , und wird im Archiv des Generalsekretariats
des Rates der Europäischen Gemeinschaften hinterlegt . Der
Generalsekretär übermittelt der Regierung jedes Mitglied­
staats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eine
beglaubigte Abschrift .Artikel 12

Geltungsdauer der Vereinbarung

Diese Vereinbarung wird auf unbegrenzte Zeit geschlös­
sen .

Artikel 13

Revision

Wenn die Mehrheit der Mitgliedstaaten der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft eine Revision dieser Vereinbarung
beantragt , beruft der Präsident des Rates der Europäischen
Gemeinschaften eine Revisionskonferenz ein . Die Konferenz
wird vom engerenAusschuß oder vomVerwaltungsausschuß
vorbereitet , wobei jeder Ausschuß im Rahmen seiner Befug­
nisse tätig wird .

Artikel 1 7

Notifikation

Der Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemein­
schaften notifiziert den Mitgliedstaaten der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft

a ) die Hinterlegung jeder Rätifikations- und Beitrittsur­
kunde,

b ) den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinbarung,

c) Vorbehalte und Zurücknahmen von Vorbehalten nach
Artikel 83 des Gemeinschaftspatentübereinkommens,

d) Notifikationen nach Artikel 1 Absätze 2 und 3 des Streit­
regelungsprotokolls .
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En fe de lo cual los plenipotenciarios abajo firmantes han suscrito el presente Acuerdo .

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne aftale .

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschrift unter diese
Vereinbarung gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν τη υπογραφή τους κάτω από την
παρούσα συμφωνία.

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have affixed their signatures below this
Agreement.

En foi de quoi,, les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas du présent
accord .

Dá fhianú sin , chuir na Lánchumhachtaigh thíos-sínithe a lámh leis an gComhaontú seo .

In fede di che , i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le foro firme in calce al presente
accordo .

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder dit Akkoord
hebben gesteld .

Em fé do que, os plenipotenciários abaixo-assinados apusejram as suas assinaturas no final do presente .
Acordo .

Hecho en Luxemburgo , el quince de diciembre de mil novecientos ochenta y nueve .

Udfærdiget i Luxembourg, den femtende december nitten hundrede og niogfirs.

Geschehen zu Luxemburg am fünfzehnten Dezember neunzehnhundertneunundachtzig.

Εγινε στο Λουξεμβούργο, στις δέκα πέντε Δεκεμβρίου χίλια εννιακόσια ογδόντα εννέα.

Done at Luxembourg on the fifteenth day of December in the year one thousand nine hundred and
eighty-nine.

Fait à Luxembourg, le quinze décembre mil neuf cent quatre-vingt-neuf.

Arna dhéanamh i Lucsamburg, an cúigiú lá déag de mhí na Nollag mfle naoi gcéad ochtó a naoi .

Fatto a Lussemburgo, addi quindici dicembre millenovecentottantanove .

Gedaan te Luxemburg, de vijftiende december negentienhonderd negenentachtig .

Feito no Luxemburgo , em quinze de Dezembro de mil novecentos e oitenta e nove .
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Pour Sa Majesté le roi des Belges
Voor Zijne Majesteit de Koning der Belgen

For Hendes Majestaet Danmarks Dronning

Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland

Για τον Πρόεδρο της Ελληνικης Δημοκρατίας

Por Su Majestad el Rey de Espana
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Pour le président de la République française

For the President of Ireland
Uachtarán na hÉireann

Per il Presidente della Repubblica italiana

Pour Son Altesse Royale le grand-duc de Luxembourg

Voor Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden
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Pelo Presidente da Repüblica Portuguesa

For Her Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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ÜBEREINKOMMEN

ÜBER DAS EUROPÄISCHE PATENT FÜR DEN GEMEINSAMEN MARKT

(Gemeinschaftspatentübereinkommen}

und

AUSFÜHRUNGSORDNUNG
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ÜBEREINKOMMEN

ÜBER DAS EUROPÄISCHE PATENT FÜR DEN GEMEINSAMEN MARKT

(Gemeinschaftspatentübereinkommen)

ERSTERTEIL

ALLGEMEINE UND INSTITUTIONELLE VORSCHRIFTEN

Artikel 4

Bildung besonderer Organe

Die Durchfuhrung der in diesem Übereinkommen vorgese­
henen Verfahren obliegt folgenden , den Vertragsstaaten
gemeinsamen Organen:

a) besonderen Organen, die im Rahmen des Europäischen
Patentamts geschaffen werden und deren Tätigkeit von
einem engeren Ausschuß des Verwaltungsrats der Euro­
päischen Patentorganisation überwacht wird;

b ) dem Gemeinsamen Berufungsgericht , das nach Maßgabe
des Protokolls über die Regelung von Streitigkeiten über
die Verletzung und die Rechtsgültigkeit von Gemein­
schaftspatenten , nachstehend „StreitregelungsprotokoU"
genannt , errichtet wird.

Artikel S

Nationale Patente

Dieses Übereinkommen läßt das Recht der Vertragsstaaten
unberührt, nationale Patente zu erteilten .

KAPITEL !

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 1

Gemeinsames Patentrecht

( 1 ) Durch dieses Übereinkommen wird ein den Vertrags­
staaten gemeinsames Recht der Erfindungspatente geschaf­
fen .

( 2) Dem gemeinsamen Recht unterliegen die für die
Vertragsstaaten nach dem Übereinkommen über die Ertei­
lung europäischer Patente , nachstehend „Europäisches
Patentübereinkommen" genannt , erteilten europäischen
Patente und die europäischen Patentanmeldungen, in denen
diese Staaten benannt sind .

Artikel 2

Gemeinschaftspatent

( 1 ) Die für die Vertragsstaaten erteilten europäischen
Patente werden als Gemeinschaftspatente bezeichnet.

( 2) Das Gemeinschaftspatent ist einheitlich . Es hat in
allen Hoheitsgebieten, für die dieses Übereinkommen gilt ,
die gleiche Wirkung und kann nur für alle diese Gebiete
erteilt , übertragen oder für nichtig erklärt werden oder
erlöschen. Entsprechendes gilt für die europäische Patentan­
meldung, in der die Vertragsstaaten benannt sind .

( 3 ) Das Gemeinschaftspatent ist autonom. Es ist nur den
Vorschriften dieses Übereinkommens und den für jedes
europäische Patent zwingend geltenden Vorschriften des
Europäischen Patentübereinkommens, die insoweit als Vor­
schriften dieses Übereinkommens gelten , unterworfen .

KAPITEL II

BESONDERE ORGANE DES EUROPÄISCHEN
PATENTAMTS

Artikel 6

Besondere Organe

Die besonderen Organe sind:
a) eine Patentverwaltungsabteilung,
b) eine oder mehrere Nichtigkeitsabteilungen .

Artikel 7

Patentverwaltungsabteilung

( 1 ) Die Patentverwaltungsabteilung ist für alle Angele­
genheiten des Europäischen Patentamts , die das Gemein­
schaftspatent betreffen, zuständig , soweit nicht die Zustän­
digkeit anderer Organe des Europäischen Patentamts

Artikel 3

Gemeinsame Benennung

Die Benennung der Vertragsstaaten dieses Übereinkommens
nach Artikel 79 des Europäischen Patentübereinkommens
kann nur gemeinsam erfolgen . Die Benennung eines oder
mehrerer dieser Staaten gilt als Benennung aller dieser
Staaten .
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(2) Während der Verfahren vor den besonderen Organen
kann die nach Artikel 14 Absatz 2 Satz 2 des Europäischen
Patentübereinkommens eingereichte Übersetzung mit der
europäischen Patentanmeldung in der ursprünglich einge­
reichten Fassung in Übereinstimmung gebracht werden .

( 3 ) Die Amtssprache des Europäischen Patentamts , in der
das Gemeinschaftspatent erteilt ist , ist in allen Verfahren vor
den besonderen Organen , die dieses Gemeinschaftspatent
betreffen, als Verfahrenssprache zu verwenden, soweit in der
Ausführungsordnung nichts anderes bestimmt ist .

(4 ) Natürliche oder juristische Personen mit Wohnsitz
oder Sitz im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats , in dem eine
andere Sprache als eine der Amtssprachen des Europäischen
Patentamts Amtssprache ist, und die Angehörigen dieses
Staats mit Wohnsitz im Ausland können fristgebundene
Schriftstücke in einer Amtssprache des betreffenden Ver­
tragsstaats einreichen. Sie müssen jedoch innerhalb einer in
der Ausführungsordnung vorgeschriebenen Fjrist eine Über­
setzung in der Verfahrenssprache einreichen; in den in der
Ausführungsordnung vorgesehenen Fällen können sie auch
eine Übersetzung in einer anderen Amtssprache des Euro­
päischen Patentamts einreichen .

(5 ) Wird ein Schriftstück nicht in der in diesem Überein­
kommen vorgeschriebenen Sprache eingereicht oder wird
eine Übersetzung, die durch dieses Übereinkommen vorge­
schrieben ist , nicht rechtzeitig eingereicht , so gilt das Schrift­
stück als nicht eingegangen .

( 6 ) Die im Beschränkungs- oder Nichtigkeitsverfahren
herausgegebene neue Patentschrift für das Gemeinschaftspa­
tent wird in der Verfahrenssprache veröffentlicht; sie enthält
eine Übersetzung der geänderten Patentansprüche in einer
der Amtssprachen eines jeden Vertragsstaats , in dem die
Verfahrenssprache nicht Amtssprache ist .

(7 ) Das Blatt für Gemeinschaftspatente wird in den drei
Amtssprachen des Europäischen Patentamts veröffentlicht .

( 8 ) Die Eintragungen in das Register für Gemeinschafts­
patente werden in den drei Amtssprachen des Europäischen
Patentamts vorgenommen . In Zweifelsfällen ist die Eintra­
gung in der Verfahrenssprache maßgebend.

( 9 ) Kein Vertragsstaat dieses Übereinkommens darf von
der Ermächtigung der Artikel 65 , 67 Absatz 3 und 70 Ab­
satz 3 des Europäischen Patentübereinkommens Gebrauch
machen.

begründet ist . Sie ist insbesondere für Entscheidungen über
Eintragungen und Löschungen von Angaben im Register für
Gemeinschaftspatente zuständig.

( 2 ) Entscheidungen der Patentverwaltungsabteilung wer­
den von einem rechtskundigen Mitglied getroffen .

( 3 ) Die Mitglieder der Patentverwaltungsabteilung dür­
fen weder den Beschwerdekammern noch der Großen
Beschwerdekammer, die nach dem Europäischen Patent­
übereinkommen gebildet werden, angehören .

Artikel 8

Nichtigkeitsabteilungen

( 1 ) Die Nichtigkeitsabteilungen sind für die Prüfung von
Anträgen auf Beschränkung und Erklärung der Nichtigkeit
des Gemeinschaftspatents sowie für die Festsetzung der
Vergütung nach Artikel 43 Absatz 5 zuständig .

( 2 ) Eine Nichtigkeitsabteilung setzt sich aus einem rechts­
kundigen Mitglied , das den Vorsitz übernimmt, und zwei
technisch vorgebildeten Mitgliedern zusammen . Bis zum
Erlaß der Entscheidung über den Antrag kann die Nichtig­
keitsabteilung eines ihrer Mitglieder mit der Bearbeitung des
Antrags beauftragen . Die mündliche Verhandlung findet vor
der Nichtigkeitsabteilung selbst statt .

Artikel 9

Ausschließung und Ablehnung

( 1 ) Die Mitglieder der Nichtigkeitsabteilungen dürfen
nicht an der Erledigung einer Sache mitwirken , an der sie ein
persönliches Interesse haben, in der sie vorher als Vertreter
eines Beteiligten tätig gewesen sind oder an deren abschlie­
ßender Entscheidung im Erteilungsverfahren oder Ein­
spruchsverfahren sie mitgewirkt haben.

( 2 ) Glaubt ein Mitglied einer Nichtigkeitsabteilüng aus
einem der in Absatz 1 genannten Gründe oder aus einem
sonstigen Grund an einem Verfahren nicht mitwirken zu
können , so teilt es dies der Abteilung mit .

( 3 ) Die Mitglieder der Nichtigkeitsabteilungen können
von jedem Beteiligten aus einem der in Absatz 1 genannten
Gründe oder wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt
werden . Die Ablehnung ist nicht zulässig , wenn der Beteiligte
im Verfahren Anträge gestellt oder Stellungnahmen abgege­
ben hat , obwohl er bereits den Ablehnungsgrund kannte . Die
Ablehnung kann nicht mit der Staatsangehörigkeit der
Mitglieder begründet werden.

(4 ) Die Nichtigkeitsabteilungen entscheiden in den Fällen
der Absätze 2 und 3 ohne Mitwirkung des betroffenen
Mitglieds . Bei dieser Entscheidung wird das abgelehnte
Mitglied durch seinen Vertreter ersetzt .

Artikel 10

Sprachen für Verfahren und Veröffentlichungen

(1 ) Die Amtssprachen des Europäischen Patentamts sind
auch die Amtssprachen der besonderen Organe.

KAPITEL III

DER ENGERE AUSSCHUSS DES VERWALTUNGSRATS

Artikel 11

Zusammensetzung

( 1 ) Der engere Ausschuß des Verwaltungsrats besteht aus
den Vertretern der Vertragsstaaten und der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften sowie aus deren Stellvertre­
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(5 ) Jede Frage, die auf Antrag eines Vertragsstaats nach
Maßgabe der Geschäftsordnung auf die Tagesordnung
gesetzt werden soll , wird in die vorläufige Tagesordnung
aufgenommen.

tern . Jeder Vertragsstaat und die Kommission sind berech­
tigt , einen Vertreter und einen Stellvertreter für den engeren
Ausschuß zu bestellen . Die Vertragsstaaten sind im Verwal­
tungsrat und im engeren Ausschuß durch dieselben Mitglie­
der vertreten .

(2) Die Mitglieder des engeren Ausschusses können nach
Maßgabe der Geschäftsordnung des Ausschusses Berater
oder Sachverständige hinzuziehen .

Artikel 12

Vorsitz

( 1 ) Der engere Ausschuß des Verwaltungsrats wählt aus
den Vertretern der Vertragsstaaten und deren Stellvertretern
einen Präsidenten und einen Vizepräsidenten . Der Vizeprä­
sident tritt im Fall der Verhinderung des Präsidenten von
Amts wegen an dessen Stelle .

(2 ) Die Amtszeit des Präsidenten und des Vizepräsidenten
beträgt drei Jahre . Wiederwahl ist zulässig .

Artikel IS

Sprachen des engeren Ausschusses

( 1 ) Der engere Ausschuß des Verwaltungsrats bedient
sich bei seinen Beratungen der deutschen , englischen und
französischen Sprache .

(2) Die dem engerenAusschuß unterbreiteten Dokumente
und die Protokolle über seine Beratungen werden in den drei
in Absatz 1 genannten Sprachen erstellt .

Artikel 16

Befugnisse des engeren Ausschusses in bestimmten Fällen

( 1 ) Der engere Ausschuß des Verwaltungsrats ist befugt ,
folgende Vorschriften zu ändern :
a) die Dauer der in diesem Übereinkommen festgesetzten
Fristen , die gegenüber dem Europäischen Patentamt
einzuhalten sind,

b) die Ausführungsordnung.

(2) Der engere Ausschuß ist befugt , in Übereinstimmung
mit diesem Übereinkommen folgende Vorschriften zu erlas­
sen und zu ändern:

a) die Finanzordnung,
b) die Gebührenordnung,
c) seine Geschäftsordnung.

Artikel 13

Präsidium

( 1 ) Der engere Ausschuß des Verwaltungsrats kann ein
aus fünf seiner Mitglieder bestehendes Präsidium bilden .

( 2 ) Der Präsident und der Vizepräsident des engeren
Ausschusses sind von Amts wegen Mitglieder des Präsi­
diums; die drei übrigen Mitglieder werden vom engeren
Ausschuß gewählt .

( 3 ) Die Amtszeit der vom engeren Ausschuß gewählten
Präsidiumsmitglieder beträgt drei Jahre . Die Wiederwahl
dieser Mitglieder ist nicht zulässig.

(4 ) Das Präsidium nimmt die Aufgaben wahr, die ihm der
engere Ausschuß nach Maßgabe der Geschäftsordnung
zuweist .

Artikel 17

Stimmrecht

( 1 ) Stimmberechtigt im engeren Ausschuß des Verwal­
tungsrats sind nur die Vertragsstaaten .

(2 ) Jeder Vertragsstaat verfügt über eine Stimme, soweit
nicht Artikel 19 anzuwenden ist .Artikel 14

Tagungen

( 1 ) Der engere Ausschuß des Verwaltungsrats wird von
seinem Präsidenten einberufen ,

( 2 ) Der Präsident des Europäischen Patentamts nimmt an
den Beratungen teil .

( 3 ) Der engere Ausschuß hält jährlich eine ordentliche
Tagung ab; außerdem tritt er auf Veranlassung seines
Präsidenten oder auf Antrag eines Drittels der Vertragsstaa­
ten zusammen.

( 4 ) Der engere Ausschuß berät aufgrund einer Tagesord­
nung nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung.

Artikel 18

Abstimmungen

( 1 ) Der engere Ausschuß des Verwaltungsrats faßt seine
Beschlüsse vorbehaltlich Absatz 2 mit der einfachen Mehr­
heit der vertretenen Vertragsstaaten, die eine Stimme abge­
ben.

(2) Dreiviertelmehrheit der vertretenen Vertragsstaaten,
die eine Stimme abgeben, ist für die Beschlüsse erforderlich ,
zu denen der engere Ausschuß nach Artikel 16 und 21
Buchstabe a) befugt ist .

(3 ) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe .



30 , 12 . 89 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 401 / 13

Artikel 19

Stimmenwägung

Für die Annahme und die Änderung der Gebührenordnung
sowie , falls dadurch die finanzielle Belastung der Vertrags­
staaten vergrößert wird , für die Beschlüsse nach Artikel 21
Buchstabe a) erfolgt die Abstimmung nach Artikel 36 des
Europäischen Patentübereinkommens . Unter der Bezeich­
nung „Vertragsstaaten" sind dabei die Vertragsstaaten des
vorliegenden Übereinkommens zu verstehen .

KAPITEL IV

FINANZVORSCHRIFTEN

Artikel 20

Finanzielle Verpflichtungen und Einnahmen

( 1 ) Der Betrag , der nach Artikel 146 des Europäischen
Patentübereinkommens von den Vertragsstaaten des vorlie­
genden Übereinkommens zu zahlen ist , wird durch Finanz­
beiträge gedeckt , die für jeden Staat entsprechend dem
Schlüssel in Absatz 3 festgelegt werden.

(2 ) Die Einnahmen aus Gebühren , die nach der Gebüh­
renordnung gezahlt worden sind , abzüglich der Zahlungen
an die Europäische Patentorganisation nach den Artikeln 39
und 147 des Europäischen Patentübereinkqmmens , sowie
alle sonstigen Einnahmen der Europäischen Patentorganisä­
tion in Ausführung des vorliegenden Übereinkommens wer­
den nach dem Schlüssel in Absatz 3 auf die Vertragsstaaten
dieses Übereinkommens verteilt .

des Rates der Europäischen Gemeinschaften geändert wer­
den.

( 5 ) Der Beschluß gemäß Absatz 4 ist
a ) vom sechsten bis zum zehnten Jahr nach Inkrafttreten der
Vereinbarung über Gemeinschaftspatente einstimmig zu
fassen ;

b ) nach Ablauf dieser Zeit mit qualifizierter Mehrheit zu
fassen ; die hierzu erforderliche Stimmenmehrheit ist eine
Mehrheit gemäß Artikel 148 Absatz 2 Unterabsatz 2
erster Gedankenstrich des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft .

( 6 ) Fünf Jahre nach Inkrafttreten der Vereinbarung über
Gemeinschaftspatente werden die erforderlichen Arbeiten
eingeleitet, um zu prüfen , unter welchen Bedingungen und zu
welchem Zeitpunkt die in den Absätzen 1 bis 5 vorgesehene
Finanzierungsregelung durch eine andere Regelung ersetzt
werden kann, die unter Berücksichtigung der Entwicklung in
den Europäischen Gemeinschaften auf einer gemeinschaftli­
chen Finanzierung beruht . Diese Regelung kann die Beträge ,
die die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens aufgrund
des Europäischen Patentübereinkommens zu zahlen haben ,
sowie die Beträge, die diesen Staaten aufgrund des Europäi­
schen Patentübereinkommens zustehen, umfassen . Bei
Abschluß dieser Arbeiten können dieser Artikel und gegebe­
nenfalls auch Artikel 19 auf Vorschlag der Kommission
durch einstimmigen Beschluß des Rates der Europäischen
Gemeinschaften geändert werden .

Artikel 2i

Haushaltsrechtliche Zuständigkeiten des engeren
Ausschusses des Verwaltungsrats

Es obliegt dem engeren Ausschuß des Verwaltungsrats ,
a) jährlich die Voranschläge für die Einnahmen und Aus­

gaben im Zusammenhang mit der Durchführung dieses
Übereinkommens festzustellen und etwaige vom Präsi­
denten des Europäischen Patentamts beantragte Berich­
tigungen oder Nachträge dieser Voranschläge zu geneh­
migen sowie die Ausführung zu überwachen;

b) die in Artikel 47 Absatz 2 des Europäischen Patent­
übereinkommens vorgesehene Genehmigung zu erteilen ,
sofern es sich um Ausgaben im Zusammenhang mit der
Durchführung des vorliegenden Übereinkommens han­
delt ;

c) die Jahresrechnung der Europäischen Patentorganisa­
tion, die die Durchführung dieses Übereinkommens
betrifft, sowie den sich darauf beziehenden Teil des
Berichts der nach Artikel 49 Absatz 1 des Europäischen
Patentübereinkommens bestellten Rechnungsprüfer zu
genehmigen und dem Präsidenten des Europäischen
Patentamts Entlastung zu erteilen .

Artikel 22

Gebührenordnung

Die Gebührenordnung bestimmt insbesondere die Höhe der
Gebühren und die Art und Weise, wie sie zu entrichten
sind .

(3 ) Der in den Absätzen 1 und 2 genannte Schlüssel wird
wie folgt festgelegt :

— Belgien :
— Dänemark :

— Deutschland :

— Griechenland:

— Spanien :
— Frankreich :

— Irland :

— Italien :

— Luxemburg :
— Niederlande:

— Portugal :
— Vereinigtes Königreich :

5,25% ,
5,20% ,
20,40% ,
4,40% ,
6,30% ,
12,80% ,
3,45% ,
7,00% ,
3,00% ,
11,80% ,
3,50% ,
16,90% .

(4 ) Der in Absatz 3 vorgesehene Schlüssel kann im
Anschluß an eine Überprüfung, die vom engeren Ausschuß
des Verwaltungsrates der Europäischen Patentorganisation
fünf Jahre nach Inkrafttreten der Vereinbarung über
Gemeinschaftspatente durchzuführen ist , auf Vorschlag der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften oder auf
Antrag von mindestens drei Vertragsstaaten durch Beschluß
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ZWEITER TEIL

MATERIELLES PATENTRECHT

Der Antrag muß innerhalb der in der Ausfuhrungsordnung
vorgeschriebenen Frist gestellt werden. Die Lizenz ist für
einen angemessenen Zeitraum zu angemessenen Bedingun­
gen zu gewähren .

( 3 ) Absatz 2 ist nicht anzuwenden , wenn der Patentinha­
ber oder der Lizenznehmer zu dem Zeitpunkt , zu dem er mit
der Benutzung der Erfindung begonnen oder Vorkehrungen
dazu getroffen hat , bösgläubig gehandelt hat .

KAPITEL II

WIRKUNGEN DES GEMEINSCHAFTSPATENTS UND DER
EUROPÄISCHEN PATENTANMELDUNG

KAPITEL I

RECHT AUF DAS GEMEINSCHAFTSPATENT

Artikel 23

Geltendmachung des Rechts auf das Gemeinschaftspatent

( 1 ) Ist das Gemeinschaftspatent einer Person erteilt wor­
den, die nach Artikel 60 Absatz 1 des Europäischen
Patentübereinkommens nicht berechtigt ist, so kann der nach
der genannten Vorschrift Berechtigte unbeschadet anderer
Ansprüche verlangen , daß das Patent ihm übertragen
wird .

( 2 ) Steht einer Person das Recht auf das Gemeinschafts­
patent nur teilweise zu , so kann sie nach Absatz 1 verlangen ,
daß ihr die Mitinhaberschaft an dem Patent eingeräumt
wird .

(3 ) Die Rechte nach den Absätzen 1 und 2 können nur
innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jahren nach dem
Tag gerichtlich geltend gemacht werden, an dem im Euro­
päischen Patentblatt auf die Erteilung des europäischen
Patents hingewiesen worden ist . Dies gilt nicht, wenn der
Patentinhaber bei der Erteilung oder bei dem Erwerb des
Patents Kenntnis davon hatte , daß ihm das Recht auf das
Patent nicht zustand.

(4 ) Die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens wird in
das Register für Gemeinschaftspatente eingetragen . Die
rechtskräftige Entscheidung über die Klage oder eine andere
Beendigung des Verfahrens wird gleichfalls eingetragen .

Artikel 25

Verbot der unmittelbaren Benutzung der Erfindung

Das Gemeinschaftspatent gewährt seinem Inhaber das
Recht , es Dritten zu verbieten , ohne seine Zustimmung
a) ein Erzeugnis , das Gegenstand des Patents ist, herzustel­

len, anzubieten , in Verkehr zu bringen oder zu gebrau­
chen oder zu den genannten Zwecken entweder einzu­
führen oder zu besitzen;

b ) ein Verfahren , das Gegenstand des Patents ist , anzuwen­
den oder , wenn der Dritte weiß oder es aufgrund der
Umstände offensichtlich ist , daß die Anwendung des
Verfahrens ohne Zustimmung des Patentinhabers verbo­
ten ist , zur Anwendung im Gebiet der Vertragsstaaten
anzubieten;

c) das durch ein Verfahren, das Gegenstand des Patents ist ,
unmittelbar hergestellte Erzeugnis anzubieten, in Ver­
kehr zu bringen oder zu gebrauchen oder zu den
genannten Zwecken entweder einzuführen oder zu besit­

Artikel 24

Folgen des Wechsels der Rechtsinhaberschaft

( 1 ) Bei vollständigem Wechsel der Rechtsinhaberschaft
am Gemeinschaftspatent infolge eines in Artikel 23 genann­
ten gerichtlichen Verfahrens erlöschen mit der Eintragung
des Berechtigten in das Register für Gemeinschaftspatente
Lizenzen und sonstige Rechte .

(2) Hat vor der Einleitung des gerichtlichen Verfahrens

a ) der Patentinhaber die Erfindung im Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats benutzt oder dazu wirkliche und ernsthaf­
te Veranstaltungen getroffen oder

b) der Lizenznehmer seine Lizenz erhalten und die Erfin­
dung im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats benutzt oder
dazu wirkliche und ernsthafte Veranstaltungen getrof­
fen ,

so kann er diese Benutzung fortsetzen, wenn er bei dem in das
Register für Gemeinschaftspatente eingetragenen neuen
Patentinhaber eine nicht ausschließliche Lizenz beantragt .

Artikel 26

Verbot der mittelbaren Benutzung der Erfindung

( 1 ) Das Gemeinschaftspatent gewährt seinem Inhaber
auch das Recht, es Dritten zu verbieten , ohne seine Zustim­
mung im Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten anderen als zur
Benutzung der patentierten Erfindung berechtigten Personen
Mittel , die sich auf ein wesentliches Element der Erfindung
beziehen, zur Benutzung der Erfindung in diesem Gebiet
anzubieten oder zu liefern , wenn der Dritte weiß oder es
aufgrund der Umstände offensichtlich ist , daß diese Mittel
dazu geeignet und bestimmt sind , für die Benutzung der
Erfindung verwendet zu werden.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn es sich bei den
Mitteln um allgemein im Handel erhältliche Erzeugnisse
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handelt , es sei denn , daß der Dritte den Belieferten bewußt
veranlaßt, in einer nach Artikel 25 verbotenen Weise zu
handeln .

( 3 ) Personen, die die in Artikel 27 Buchstaben a) bis c)
genannten Handlungen vornehmen, gelten im Sinn des
Absatzes 1 nicht als Personen, die zur Benutzung der
Erfindung berechtigt sind .

Artikel 29

Übersetzung der Patentansprüche im Prüfungs- und
Einspruchsverfahren

( 1 ) Der Anmelder hat eine Übersetzung der Patentansprü­
che , die der Erteilung des europäischen Patents zugrunde
gelegt werden, in jeweils einer der Amtssprachen der Ver­
tragsstaaten , in denen Deutsch , Englisch oder Französisch
nicht Amtssprache ist , beim Europäischen Patentamt inner­
halb der in der Ausführungsordnung vorgeschriebenen Frist
einzureichen .

( 2) Absatz 1 ist auf die im Einspruchsverfahren geänder­
ten Patentansprüche entsprechend anzuwenden .

( 3 ) Die Übersetzung der Patentansprüche werden vom
Europäischen Patentamt veröffentlicht .

(4 ) Der Anmelder oder Patentinhaber hat die Gebühr für
die Veröffentlichung der Übersetzungen der Patentansprü­
che innerhalb der in der Ausführungsordnung vorgeschrie­
benen Fristen zu entrichten .

(5 ) Werden die in Absatz 1 vorgeschriebenen Übersetzun­
gen nicht rechtzeitig eingereicht oder wird die Gebühr für die
Veröffentlichung der Übersetzungen der Patentansprüche
nicht rechtzeitig entrichtet , so gilt die europäische Patentan­
meldung für die benannten Vertragsstaaten als zurückge­
nommen . Werden die in Absatz 2 vorgeschriebenen Überset­
zungen nicht rechtzeitig eingereicht oder wird die Gebühr für
die Veröffentlichung der Übersetzungen der Patentansprü­
che nicht rechtzeitig entrichtet, so wird das Gemeinschafts­
patent widerrufen .

( 6 ) Ist eine in Absatz 1 oder 2 vorgeschriebene Überset­
zung der Patentansprüche oder eine Übersetzung der Patent­
ansprüche in die beiden Amtssprachen des Europäischen
Patentamts, die nicht Verfahrenssprache sind , fehlerhaft , so
kann der Anmelder oder Patentinhaber eine berichtigte
Übersetzung beim Europäischen Patentamt einreichen . Die
berichtigte Übersetzung hat erst dann rechtliche Wirkung,
wenn die in der Ausführungsordnung vorgeschriebenen
Voraussetzungen erfüllt sind .

(7) Ist eine Übersetzung der Patentansprüche in eine der
Amtssprachen eines Vertragsstaates fehlerhaft, so darf der­
jenige , der in diesem Vertragsstaat eine Erfindung in Benut­
zung genommen oder wirkliche und ernsthafte Veranstaltun­
gen zur Benutzung einer Erfindung getroffen hat , deren
Benutzung keine Verletzung des Patents in der fehlerhaften
Übersetzung der Patentansprüche darstellen würde, nach
Eintritt der rechtlichen Wirkung der berichtigten Überset­
zung die Benutzung unentgeltlich fortsetzen . Dies gilt nicht,
wenn nachgewiesen wird , daß die betreffende Person nicht in
gutem Glauben gehandelt hat .

Artikel 27

Beschränkungen der Wirkung des Gemeinschaftspatents

Das Recht aus dem Gemeinschaftspatent erstreckt sich nicht
auf

a ) Handlungen , die im privaten Bereich zu nichtgewerb­
lichen Zwecken vorgenommen werden;

b ) Handlungen zu Versuchszwecken , die sich auf den
Gegenstand der patentierten Erfindung beziehen;

c ) die unmittelbare Einzelzubereitüng von Arzneimitteln in
Apotheken aufgrund ärztlicher Verordnung sowie auf
Handlungen , welche die auf diese Weise zubereiteten
Arzneimittel betreffen ;

d) den an Bord von Schiffen der nicht zu den Vertragsstaa­
ten gehörenden Mitgliedstaaten der Pariser Verbands­
übereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums
stattfindenden Gebrauch des Gegenstands der patentier­
ten Erfindung im Schiffskörper , in den Maschinen, im
Takelwerk, an den Geräten und sonstigem Zubehör,
wenn die Schiffe vorübergehend oder zufällig in die
Gewässer der Vertragsstaaten gelangen, vorausgesetzt,
daß dieser Gegenstand dort ausschließlich für die Bedürf­
nisse des Schiffs verwendet wird;

e ) den Gebrauch des Gegenstands der patentierten Erfin­
dung in der Bauausführung oder für den Betrieb der Luft­
oder Landfahrzeuge der nicht zu den Vertragsstaaten
gehörenden Mitgliedstaaten der Pariser Verbandsüber­
einkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums oder
des Zubehörs solcher Fahrzeuge , wenn diese vorüberge­
hend oder zufällig in das Hoheitsgebiet der Vertragsstaa­
ten gelangen ;

f) die in Artikel 27 des Abkommens vom 7. Dezember 1944
. über die internationale Zivilluftfahrt vorgesehenen
Handlungen, wenn diese Handlungen ein Luftfahrzeug
eines nicht zu den Vertragsstaaten gehörenden Staats
betreffen, auf den dieser Artikel anzuwenden ist .

Artikel 28

Erschöpfung des Rechts aus dem Gemeinschaftspatent

Das Recht aus dem Gemeinschaftspatent erstreckt sich nicht
auf Handlungen , die ein durch das Patent geschütztes
Erzeugnis betreffen und im Hoheitsgebiet der Vertragsstaa­
ten vorgenommen werden, nachdem das Erzeugnis vom
Patentinhaber oder mit seiner ausdrücklichen Zustimmung
in einem dieser Staaten in Verkehr gebracht worden ist , es sei
denn, daß Gründe vorliegen , die es nach den Regeln des
Gemeinschaftsrechts gerechtfertigt erscheinen lassen, daß
sich das Recht aus dem Gemeinschaftspatent auf solche
Handlungen erstreckt .

Artikel 30

Übersetzung der Patentschrift für das Gemeinschaftspatent

( 1 ) Zusätzlich zu den in Artikel 29 Absatz 1 vorgeschrie­
benen Übersetzungen hat der Anmelder beim Europäischen
Patentamt vor Ablauf der in der Ausführungsordnung vor­
geschriebenen Frist eine Übersetzung der der Erteilung des
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Gemeinschaftspatents zugrunde liegenden Fassung der
Patentanmeldung in einer der Amtssprachen eines jeden
Vertragsstaats einzureichen, in dem die Verfahrenssprache
nicht Amtssprache ist .

(2 ). Absatz 1 ist auf die geänderte Fassung, in der das
Gemeinschaftspatent im Einspruchsverfahren aufrechterhal­
ten worden ist, entsprechend anzuwenden .

(3 ) Das Europäische Patentamt übermittelt den Zentral­
behörden für den gewerblichen Rechtsschutz der Vertrags­
staaten, die dies wünschen, innerhalb der in der Ausfüh­
rungsordnung vorgeschriebenen Frist eine Kopie der Über­
setzungen nach Absatz 1 oder 2 in der oder den betreffenden
Sprachen. Der Anmelder hat die Übersetzungen in einer
hierfür ausreichenden Anzahl von Stücken vorzulegen.

(4 ) Die in den Absätzen 1 und 2 vorgeschriebenen
Übersetzungen werden der Öffentlichkeit vom Europäischen
Patentamt zugänglich gemacht und binnen einer angemesse­
nen Frist unentgeltlich den Zentralbehörden für den gewerb­
lichen Rechtsschutz der betreffenden Vertragsstaaten in einer
Form übermittelt , die eine angemessene und kostengünstige
Verbreitung ermöglicht.

( 5 ) Werden die inAbsatz 1 vorgeschriebenen Übersetzun­
gen rechtzeitig eingereicht , so kann der Patentinhaber die
Rechte aus dem Patent ab dem Zeitpunkt der Veröffent­
lichung des Hinweises auf die Erteilung des Patents geltend
machen.

( 6 ) Werden die in Absatz 1 oder 2 vorgeschriebenen
Übersetzungen nicht rechtzeitig eingereicht , so gelten die
Wirkungen des Gemeinschaftspatents als von Anfang an
nicht eingetreten . Der Patentinhaber kann jedoch statt des
Gemeinschaftspatents für diejenigen Vertragsstaaten , für die
er rechtzeitig Übersetzungen eingereicht hat, ein europäi­
sches Patent erlangen. Zu diesem Zweck hat er innerhalb
einer Frist von zwei Monaten nach Ablauf der anwendbaren
Frist dem Europäischen Patentamt seine Absicht schriftlich
mitzuteilen und innerhalb derselben Frist die in Artikel 81
Absatz 1 genannten Gebühren zu entrichten .

(7) Artikel 29 Absätze 6 und 7 ist auf die in den Ab­
sätzen 1 und 2 vorgeschriebenen Übersetzungen entspre­
chend anzuwenden .

zwischen der Veröffentlichung der europäischen Patentan­
meldung, in der die Vertragsstaaten benannt sind, und dem
Tag der Bekanntmachung des Hinweises auf die Erteilung
des europäischen Patents die Erfindung in eine Weise benutzt
hat , die nach diesem Zeitraum aufgrund des Gemeinschafts­
patents verboten wäre.

(2 ) Jeder Vertragsstaat kann für den Fall , daß die Ver­
fahrenssprache einer europäischen Patentanmeldung, in der
die Vertragsstaaten benannt sind, nicht eine seiner Amts­
sprachen ist , vorsehen, daß diese Anmeldung in bezug auf
Benutzungen der Erfindung, die in seinem Hoheitsgebiet
vorgenommen werden, das in Absatz 1 genannte Recht erst
dann gewährt, wenn der Anmelder nach seiner Wahl

a ) eine Übersetzung der Patentansprüche in einer der
Amtssprachen dieses Staats bei der zuständigen Behörde
dieses Staats eingereicht hat und die Übersetzung im
Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften veröf­
fentlicht worden ist oder

b) eine solche Übersetzung demjenigen übermittelt hat, der
die Erfindung in diesem Vertragsstaat benutzt.

(3 ) Jeder Vertragsstaat im Sinne des Absatzes 2 kann für
den Fall , daß der Anmelder von der in Absatz 2 Buchstabe b)
genanntenWahlmöglichkeit Gebrauch macht, vorsehen , daß
das Recht aus der Anmeldung in bezug auf Benutzungen der
Erfindung im Hoheitsgebiet des betreffenden Staates nur
dann geltend gemacht werden kann , wenn der Anmelder der
zuständigen Behörde dieses Staates binnen 15 Tagen nach
dem Zeitpunkt , zu dem die Übersetzung demjenigen über­
mittelt worden ist, der die Erfindung in diesem Vertragsstaat
benutzt , ein Exemplar der Übersetzung vorlegt . Der Ver­
tragsstaat kann vorschreiben , daß die Behörde die Überset­
zung im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften
veröffentlicht.

(4 ) Jeder Vertragsstaat, der eine Vorschrift nach Absatz 2
erläßt, kann vorsehen , daß, falls eine Übersetzung der
Patentansprüche fehlerhaft ist , derjenige , der in diesem Staat
eine Erfindung in Benutzung genommen oder wirkliche und
ernsthafte Veranstaltungen zur Benutzung einer Erfindung
getroffen hat , deren Benutzung keine Verletzung der Anmel­
dung in der Fassung der ursprünglichen Übersetzung der
Patentansprüche darstellen würde, die angemessene Ent­
schädigung nach Absatz 1 erst von dem Zeitpunkt an zahlen
muß, zu dem die berichtigte Übersetzung der Patentansprü­
che veröffentlicht oder ihm übermittelt worden ist , es sei
denn , daß nachgewiesen wird , daß die betreffende Person
nicht in gutem Glauben gehandelt hat ; in diesem Falle muß
diese Person eine angemessene Entschädigung gemäß Ab­
satz 1 von dem Zeitpunkt an zahlen , zu dem die Vorausset­
zungen des Absatzes 2 gegeben sind .

Artikel 31

Art der Übersetzungen

Die in den Artikeln 29 und 30 vorgesehenen Übersetzungen ,
die von Personen angefertigt worden sind, die nach den
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats hierzu ermächtigt
sind, gelten bis zum Beweis des Gegenteils in dem betreffen­
den Staat als mit dem Original übereinstimmend.

Artikel 32

Rechte aus der europäischen Patentanmeldung
nach Veröffentlichung

( 1 ) Eine den Umständen nach angemessene Entschädi­
gung kann von jedem Dritten verlangt werden, der in der Zeit

Artikel 33

Wirkung des Widerrufs und der Nichtigkeit
des Gemeinschaftspatents

( 1 ) Die in diesem Kapitel vorgesehene Wirkung der
europäischen Patentanmeldung, in der die Vertragsstaaten
benannt sind , und des darauf erteilten Gemeinschaftspatents
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genommen worden ist, einen späteren Prioritätstag hat als
eine nationale Patentanmeldung oder ein nationales Patent,
das in einem Vertragsstaat der Öffendichkeit an oder nach
diesem Tag zugänglich gemacht worden ist , hat die nationale
Patentanmeldung oder das nationale Patent für diesen Ver­
tragsstaat die gleiche Wirkung als älteres Recht wie eine
veröffentlichte europäische Patentanmeldung, in der der
betreffende Vertragsstaat benannt ist .

(2 ) Hat in einem Vertragsstaat eine nationale Patent­
anmeldung oder ein nationales Patent , das aufgrund des
nationalen Rechts dieses Staats über die Geheimhaltung von
Erfindungen nicht veröffentlicht ist , einem nationalen Patent
gegenüber , das einen späteren Anmeldetag oder, wenn eine
Priorität in Anspruch genommen worden ist, einen späteren
Prioritätstag hat, dieWirkung als älteres Recht, so gilt dies in
dem betreffenden Staat auch in bezug auf ein Gemeinschafts­
patent.

Artikel 37

Vorbenutzungsrecht und persönliches Besitzrecht

( 1 ) Wer in einem der Vertragsstaaten ein Vorbenutzungs­
recht oder ein persönliches Besitzrecht an einer Erfindung
erworben hätte, wenn ein nationales Patent für diese Erfin­
dung erteilt worden wäre, hat das gleiche Recht in diesem
Staat auch gegenüber dem Gemeinschaftspatent, das diese
Erfindung zum Gegenstand hat.

( 2) Das Recht aus dem Gemeinschaftspatent erstreckt
sich nicht aufHandlungen, die ein durch das Patent geschütz­
tes Erzeugnis betreffen und im Hoheitsgebiet des betreffen­
den Vertragsstaats vorgenommen werden , nachdem das
Erzeugnis von dem in Absatz 1 genannten Berechtigten in
diesem Staat in Verkehr gebracht worden ist, sofern das
Recht dieses Staats diese Wirkung für nationale Patente
vorsieht.

gilt in dem Umfang* in dem das Patent widerrufen oder für
nichtig erklärt worden ist, als von Anfang an nicht eingetre­
ten .

( 2 ) Vorbehaltlich der nationalen Rechtsvorschriften über
Ansprüche auf Ersatz des Schadens , der durch fahrlässiges
oder vorsätzliches Verhalten des Patentinhabers verursacht
worden ist, sowie vorbehaldich der nationalen Rechtsvor­
schriften über ungerechtfertigte Bereicherung berührt die
Rückwirkung des Widerrufs oder der Nichtigkeit des
Gemeinschaftspatents nicht :
a ) Entscheidungen in Verletzungsverfahren, die vor dem
Widerruf oder der Nichtigerklärung rechtskräftig gewor­
den und vollstreckt worden sind;

b) vor demWiderruf oder der Nichtigerklärung geschlosse­
ne Verträge insoweit, als sie vor dem Widerruf oder der
Nichtigerklärung erfüllt worden sind; es kann jedoch
verlangt werden, daß in Erfüllung des Vertrages gezahlte
Beträge aus Billigkeitsgründen insoweit zurückerstattet
werden, als die Umstände dies rechtfertigen.

Artikel 34

Ergänzende Anwendimg des nationalen Rechts
bei Verletzung

( 1 ) Die Wirkung des Gemeinschaftspatents bestimmt sich
ausschließlich nach diesem Übereinkommen. Im übrigen
unterliegen Verletzungen eines Gemeinschaftspatents nach
Maßgabe der Vorschriften des Streitregelungsprotokolls
dem nationalen Recht, das auf die Verletzung eines nationa­
len Patents anzuwenden ist .

( 2 ) Absatz 1 ist auf eine europäische Patentanmeldung,
die zur Erteilung eines Gemeinschaftspatents führen kann ,
entsprechend anzuwenden.

Artikel 35

Beweislast

( 1 ) Ist Gegenstand des Gemeinschaftspatents ein Verfah­
ren zur Herstellung eines neuen Erzeugnisses, so gilt bis zum
Beweis des Gegenteils das gleiche Erzeugnis, das von einem
anderen hergestellt worden ist, als nach dem patentierten
Verfahren hergestellt .

( 2 ) Bei der Führung des Beweises des Gegenteils sind die
berechtigten Interessen des Beklagten an derWahrung seiner
Herstellungs- und Betriebsgeheimnisse zu berücksichtigen .

KAPITEL in

NATIONALE RECHTE

Artikel 36

Altere nationale Rechte

( 1 ) Gegenüber einem Gemeinschaftspatent , das einen
späteren Anmeldetag oder , wenn eine Priorität in Anspruch

KAPITEL IV

DAS GEMEINSCHAFTSPATENT ALS GEGENSTAND DES
VERMÖGENS

Artikel 38

Behandlung des Gemeinschaftspatents wie ein nationales
Patent

( 1 ) Soweit in diesem Übereinkommen nichts anderes
bestimmt ist, wird das Gemeinschaftspatent als Gegenstand
des Vermögens im ganzen und für alle Hoheitsgebiete , in
deren Bereich es Wirkung hat , wie ein nationales Patent des
Vertragsstaats behandelt , in dessen Hoheitsgebiet gemäß der
Eintragung in dem im Europäischen Patentübereinkommen
vorgesehenen Register für europäische Patente
a) der Anmelder am Anmeldetag der europäischen Patent­

anmeldung seinen Wohnsitz oder Sitz hatte oder
b) der Anmelder in den Fällen , in denen die Voraussetzun­

gen des Buchstaben a) nicht gegeben sind , am Anmelde­
tag eine Niederlassung hatte oder
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schaftspatent von einem Konkursverfahren oder einem kon­
kursähnlichen Verfahren nur in dem Vertragsstaat erfaßt , in
dem das Verfahren zuerst eröffnet wird .

(2 ) Absatz 1 ist im Fall der Mitinhaberschaft an einem
Gemeinschaftspatent aufdenAnteil desMitinhabers entspre­
chend anzuwenden.

c) der zuerst in das europäische Patentregister eingetragene
Vertreter des Anmelders in den Fällen , in denen die
Voraussetzungen der Buchstaben a) und b ) nicht gegeben
sind , am Tag seiner Eintragung seinen Geschäftssitz
hatte .

(2) Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 Buchsta­
be a), b ) oder c) nicht gegeben, so ist der nach Absatz 1
maßgebende Vertragsstaat die Bundesrepublik Deutsch­
land . . ,

( 3 ) Sind mehrere Personen als gemeinsame Anmelder im
europäischen Patentregister eingetragen, so ist für die
Anwendung des Absatzes 1 der zuerst genannte gemeinsame
Anmelder maßgebend; liegen die Voraussetzungen des
Absatzes 1 für diesen Anmelder nicht vor , so ist der jeweils
nächstgenannte gemeinsame Anmelder maßgebend. Liegen
die Voraussetzungen des Absatzes 1 für keinen der gemein­
samen Anmelder vor , so ist Absatz 2 anzuwenden.

(4 ) Hängt in einem nach den vorstehenden Absätzen
bestimmten Vertragsstaat die Wirksamkeit eines Rechts am
nationalen Patent von seiner Eintragung in das nationale
Patentregister ab, so ist ein Recht am Gemeinschaftspatent
nur dann wirksam, wenn es in das Register für Gemein­
schaftspatente eingetragen ist .

Artikel 39

Rechtsübergang

( 1 ) Die rechtsgeschäftliche Übertragung des Gemein­
schaftspatents muß schriftlich erfolgen und bedarf der
Unterschrift der Vertragsparteien , es sei denn, daß sie auf
einer gerichtlichen Entscheidung beruht .

(2 ) Vorbehaltlich Artikel 24 Absatz 1 berührt ein Rechts­
übergang nicht die Rechte Dritter , die vor dem Zeitpunkt des.
Rechtsübergangs erworben worden sind .

(3 ) Der Rechtsübergang kann Dritten nur in dem
Umfang, in dem er sich aus den in der Ausführungsordnung
vorgeschriebenen Unterlagen ergibt , und erst dann entgegen­
gehalten werden, wenn er in das Register für Gemeinschafts­
patente eingetragen ist . Jedoch kann ein Rechtsübergang, der
noch nicht eingetragen ist, Dritten entgegengehalten werden ,
die Rechte nach dem Zeitpunkt des Rechtsübergangs erwor­
ben haben, aber zum Zeitpunkt des Erwerbs dieser Rechte
von dem Rechtsübergang Kenntnis hatten .

Artikel 40

Vollstreckungsverfahren

Für die Vollstreckung in ein Gemeinschaftspatent sind die
Gerichte und Behörden des nach Artikel 38 maßgebenden
Vertragsstaats ausschließlich zuständig .

Artikel 41

Konkursverfahren oder konkursähnliche Verfahren

( 1 ) Bis zum Inkrafttreten gemeinsamer Vorschriften für
die Vertragsstaaten auf diesem Gebiet wird ein Gemein­

Artikel 42

Vertragliche Lizenzen

( 1 ) E Das Gemeinschaftspatent kann ganz oder teilweise
Gegenstand von Lizenzen für alle oder - einen Teil der
Hoheitsgebiete sein , in denen es Wirkung hat . Eine Lizenz
kann ausschließlich oder nicht ausschließlich sein .

(2 ) Gegen einen Lizenznehmer , der gegen eine Beschrän­
kung seiner Lizenz nach Absatz 1 verstößt, können die
Rechte aus dem Gemeinschaftspatent geltend gemacht wer­
den .

(3 ) Artikel 39 Absätze 2 und 3 ist auf die Erteilung oder
den Übergang einer Lizenz an einem Gemeinschaftspatent
entsprechend anzuwenden.

Artikel 43

Lizenzbereitschaft

( 1 ) Erklärt sich der Inhaber eines Gemeinschaftspatents
dem Europäischen Patentamt gegenüber schriftlich bereit ,
jedermann die Benutzung der Erfindung als Lizenznehmer
gegen angemessene Vergütung zu gestatten , so werden die
für das Gemeinschaftspatent nach Eingang der Erklärung
fällig werdenden Jahresgebühren ermäßigt ; die Höhe der
Ermäßigung wird in der Gebührenordnung festgelegt . Bei
vollständigemWechsel der Rechtsinhaberschaft infolge eines
in Artikel 23 genannten gerichtlichen Verfahrens gilt die
Erklärung mit der Eintragung des Berechtigten in das
Register für Gemeinschaftspatente als zurückgenommen .

(2 ) Die Erklärung kann jederzeit gegenüber dem Euro­
päischen Patentamt schriftlich zurückgenommen werden,
solange dem Patentinhaber noch nicht die Absicht angezeigt
worden ist , die Erfindung zu benutzen . Die Zurücknahme
wirdmit ihrer Einreichungwirksam. Der Betrag , um den sich
die Jahresgebühren ermäßigt haben, ist innerhalb eines
Monats nach der Zurücknahme zu entrichten; Artikel 48
Absatz 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden , daß die Sechs­
monatsfrist nach Ablauf der oben vorgeschriebenen Frist
beginnt .

(3 ) Die Erklärung kann nicht abgegeben werden, solange
in dem Register für Gemeinschaftspatente eine ausschließ­
liche Lizenz eingetragen ist oder ein Antrag auf Eintragung
einer solchen Lizenz dem Europäischen Patentamt vor­
liegt .

(4 ) Aufgrund der Erklärung ist jedermann zur Benutzung
der Erfindung als Lizenznehmer nach Maßgabe der Ausfüh­
rungsordnung berechtigt . Eine auf diese Weise erlangte
Lizenz ist im Sinn dieses Übereinkommens einer vertrag­
lichen Lizenz gleichgestellt .
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Gemeinschaftspatente anzuwenden. Der Umfang und die
Wirkung von Zwangslizenzen, die an Gemeinschaftspaten­
ten erteilt werden, sind auf das Hoheitsgebiet des jeweiligen
Vertragsstaats beschränkt ; Artikel 28 ist nicht anzuwen­
den .

(2 ) Die Vertragsstaaten müssen vorsehen , daß zumindest
wegen der Vergütung für die Zwangslizenz in letzter Instanz
der Rechtsweg offensteht .

( 3 ) Die nationalen Behörden teilen dem Europäischen
Patentamt die Erteilung einer Zwangslizenz an einem
Gemeinschaftpatent soweit wie möglich mit .

(4 ) Für die Anwendung dieses Übereinkommens sind
unter Zwangslizenzen auch Amtslizenzen und Rechte zur
Benutzung einer patentierten Erfindung im öffentlichen
Interesse zu verstehen .

( 5 ) Auf schriftlichen Antrag eines Beteiligten setzt die
Nichtigkeitsabteilung die angemessene Vergütung fest oder
ändert sie , wenn Umstände eingetreten oder bekannt gewor­
den sind, denen zufolge die festgesetzte Vergütung offenbar
unangemessen ist . Die Vorschriften über das Nichtigkeits­
verfahren gelten entsprechend, es sei denn, daß diese wegen
der Besonderheiten des Nichtigkeitsverfahreris nicht an­
wendbar sind . Der Antrag gilt erst als gestellt , wenn eine
Verwaltungsgebühr entrichtet worden ist .

( 6 ) Nach Abgabe der Erklärung ist der Antrag auf
Eintragung einer ausschließlichen Lizenz in das Register für
Gemeinschaftspatente unzulässig, es sei denn , daß die Erklä­
rung zurückgenommen worden ist oder als zurückgenom­
men gilt .

Artikel 44

Die europäische Patentanmeldung als Gegenstand
des Vermögens

( 1 ) Die Artikel 38 bis 42 sind auf eine europäische
Patentanmeldung, in der die Vertragsstaaten benannt sind,
entsprechend anzuwenden, wobei an die Stelle des Registers
für Gemeinschaftspatente das im Europäischen Pateritüber­
einkommen vorgesehene europäische Patentregister tritt .

(2 ) Die Rechte , die Dritte an einer unter Absatz 1
fallenden europäischen Patentanmeldung erworben haben ,
bleiben mit Wirkung für das auf diese Anmeldung erteilte
Gemeinschaftspatent bestehen .

KAPITEL V

ZWANGSLIZENZEN AM GEMEINSCHAFTSPATENT

Artikel 45

Zwangslizenzen

( 1 ) Das Recht der Vertragsstaaten, das die Erteilung von
Zwangslizenzen an nationalen Patenten vorsieht, ist auf

Artikel 46

Zwangslizenzen wegen Nichtausübung oder unzureichender
Ausübung

Zwangslizenzen wegen Nichtausübung oder wegen unzurei­
chender Ausübung dürfen an Gemeinschaftspatenten nicht
erteilt werden, wenn das in einem Vertragsstaat hergestellte ,
durch das Patent geschützte Erzeugnis im Hoheitsgebiet eines
anderen Vertragsstaats , in dem die Erteilung einer solchen
Lizenz beantragt ist , in einem Umfang in Verkehr gebracht
wird , der für die Bedürfnisse im Gebiet dieses Vertragsstaats
ausreicht . Dies gilt nicht für Zwangslizenzen, die im öffent­
lichen Interesse erteilt werden.

Artikel 47

Zwangslizenzen zugunsten abhängiger Patente

Das Recht der Vertragsstaaten , das die Erteilung von
Zwangslizenzen an älteren Patenten zugunsten jüngerer
abhängiger Patente vorsieht , ist auf das Verhältnis von
Gemeinschaftspatenten zu nationalen Patenten und von
Gemeinschaftspatenten untereinander anzuwenden .

DRITTER TEIL

AUFRECHTERHALTUNG, ERLÖSCHEN, BESCHRÄNKUNG UND NICHTIGKEIT DES
GEMEINSCHAFTSPATENTS

KAPITEL I

AUFRECHTERHALTUNG UND ERLÖSCHEN

Artikel 48

Jahresgebühren

(1 ) Für das Gemeinschaftspatent sind nach Maßgabe der
Ausführungsordnung Jahresgebühren an das Europäische

Patentamt zu entrichten . Sie werden für die Jahre geschuldet,
die auf das in Artikel 86 Absatz 4 des Europäischen
Patentübereinkommens genannte Jahr folgen, jedoch nicht
für die ersten beiden Jahre , gerechnet vom Anmeldetag
an .

(2 ) Erfolgt die Zahlung einer Jahresgebühr nicht bis zum
Fälligkeitstag , so kann die Jahresgebühr noch innerhalb von
sechs Monaten nach Fälligkeit wirksam entrichtet werden,
sofern gleichzeitig die Zuschlagsgebühr entrichtet wird .
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KAPITEL II

BESCHRÄNKUNGSVERFAHREN

( 3 ) Wird eine Jahresgebühr für das Gemeinschaftspatent
innerhalb von zwei Monaten nach der Bekanntmachung des
Hinweises auf die Erteilung des europäischen Patents fällig,
so gilt diese Jahresgebühr als wirksam entrichtet , wenn sie
innerhalb der genannten Frist gezahlt wird. Eine Zuschlags­
gebühr wird nicht erhoben. Artikel 51

Antrag auf Beschränkung

( 1 ) Auf Antrag des Patentinhabers kann das Gemein­
schaftspatent in Form einer Änderung der Patentansprüche ,
der Beschreibung oder der Zeichnungen beschränkt werden .
Die Beschränkung des Gemeinschaftspatents für einen oder
mehrere Vertragsstaaten kann nur im Fall des Artikels 36
Absatz 1 beantragt werden .

(2) Der Antrag kann nicht gestellt werden, solange noch
Einspruch eingelegt werden kann oder ein Einspruchsverfah­
ren oder ein Nichtigkeitsverfahren anhängig ist .

(3 ) Der Antrag ist schriftlich beim Europäischen Patent­
amt einzureichen. Er gilt erst als gestellt , wenn die Beschrän­
kungsgebühr entrichtet worden ist .

(4 ) Artikel 49 Absatz 3 ist auf die Stellung des Antrags
entsprechend anzuwenden .

(5 ) Wird während eines Beschränkungsverfahrens ein
Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit des Gemeinschaftspa­
tents gestellt , so setzt die Nichtigkeitsabteilung das Beschrän­
kungsverfahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung über
den Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit aus .

Artikel 49

Verzicht

( 1 ) Auf das Gemeinschaftspatent kann nur in vollem
Umfang verzichtet werden.

(2 ) Der Verzicht ist von dem Patentinhaber dem Euro­
päischen Patentamt gegenüber schriftlich zu erklären . Der
Verzicht wird erst wirksam, wenn er in das Register für
Gemeinschaftspatente eingetragen ist .

(3 ) Ist im Register für Gemeinschaftspatente eine Person
als Inhaber eines dinglichen Rechts eingetragen oder ist für
sie eine Eintragung nach Artikel 23 Absatz 4 Satz 1 erfolgt,
so wird der Verzicht nur mit Zustimmung dieser Person
eingetragen . Ist eine Lizenz im Register eingetragen , so wird
der Verzicht erst eingetragen', wenn der Patentinhaber
glaubhaft macht , daß er vorher den Lizenznehmer von seiner
Verzichtsabsicht unterrichtet hat ; die Eintragung erfolgt
nach Ablauf der in der Ausführungsordnung vorgeschriebe­
nen Frist .

Artikel 52

Prüfung des Antrags

( 1 ) Die Nichtigkeitsabteilung prüft , ob die in Artikel 56
Absatz 1 Buchstaben a) bis d) genannten Nichtigkeitsgründe
der Aufrechterhaltung des Gemeinschaftspatents in der
geänderten Form entgegenstehen würden .

(2 ) Bei der Prüfung des Antrags , die nach Maßgabe der
Ausführungsordnung durchzuführen ist , fordert die Nichtig­
keitsabteilung den Patentinhaber so oft wie erforderlich auf,
innerhalb einer von ihr zu bestimmenden Frist eine Stellung­
nahme zu ihren Bescheiden einzureichen.

(3 ) Unterläßt es derPatentinhaber, auf eine Aufforderung
nach Absatz 2 rechtzeitig zu antworten, so gilt der Antrag als
zurückgenommen .

Artikel SO

Erlöschen

( 1 ) Das Gemeinschaftspatent erlischt

a ) mit der Beendigung der Laufzeit nach Artikel 63 des
Europäischen Patentübereinkommens,

b ) wenn der Patentinhaber darauf nach Artikel 49 verzich­
tet ,

c) wenn eine Jahresgebühr und gegebenenfalls die
Zuschlagsgebühr nicht rechtzeitig entrichtet werden .

(2 ) Das Gemeinschaftspatent erlischt im Zeitpunkt des
Artikels 53 Absatz 4 in dem Umfang, in dem es nicht
aufrechterhalten worden ist .

( 3 ) Das Erlöschen des Gemeinschaftspatents wegen nicht
rechtzeitiger Entrichtung einer Jahresgebühr und gegebenen­
falls der Zuschlagsgebühr gilt als am Fälligkeitstag der
Jahresgebühr eingetreten .

(4 ) Über das Erlöschen des Gemeinschaftspatents ent­
scheiden gegebenenfalls die Patentverwaltungsabteilung
oder, sofern in bezug auf dieses Gemeinschaftspatent ein
Verfahren bei ihnen anhängig ist, die Nichtigkeitsabteilun­
gen .

Artikel 53

Zurückweisung des Antrags oder Beschränkung des
Gemeinschaftspatents

( 1 ) Ist die Nichtigkeitsabteilung nach der in Artikel 52
vorgesehenen Prüfung der Auffassung, daß die Änderungen
nicht zugelassen werden können, so weist sie den Antrag
zurück.
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kann der Antrag jedoch nur von einer Person , die ihre
Eintragung in das Register für Gemeinschaftspatente als
Alleininhaber des Patents verlangen kann, oder gemeinsam
von allen Personen , die ihre Eintragung als Mitinhaber des
Patents nach Artikel 23 verlangen können, gestellt wer­
den.

( 2 ) Der Antrag kann in den Fällen des Artikels 56
Absatz 1 Buchstaben a) bis d ) nicht gestellt werden , solange
noch Einspruch eingelegt werden kann oder ein Einspruchs­
verfahren anhängig ist .

(3 ) Der Antrag kann auch nach dem Erlöschen des
Gemeinschaftspatents gestellt werden .

(4 ) Der Antrag ist schriftlich einzureichen und zu begrün­
den. Er gilt erst als gestellt , wenn die Gebühr für die
Erklärung der Nichtigkeit entrichtet worden ist .

(5 ) Am Nichtigkeitsverfahren ist neben dem Patentinha­
ber der Antragsteller beteiligt .

(6 ) Hat der Antragsteller weder Wohnsitz noch Sitz in
einem Vertragsstaat , so hat er auf Verlangen des Patentin­
habers Sicherheit für die Kosten des Verfahrens zu leisten .
Die Nichtigkeitsabteilung setzt nach billigem Ermessen die
Höhe der Sicherheit und eine Frist fest , innerhalb deren die
Sicherheit zu leisten ist . Wird die Sicherheit nicht rechtzeitig
geleistet , so gilt der Antrag als zurückgenommen.

( 2 ) Ist die Nichtigkeitsabteilung der Auffassung, daß
unter Berücksichtigung der vom Patentinhaber im Beschrän­
kungsverfahren vorgenommenen Änderungen die in Arti­
kel 56 genannten Nichtigkeitsgründe der Aufrechterhaltung
des Gemeinschaftspatents nicht entgegenstehen, so be­
schließt sie die entsprechende Beschränkung des Gemein­
schaftspatents , vorausgesetzt, daß

a) gemäß der Ausführungsordnung feststeht, daß der
Patentinhaber mit der Fassung, in der die Nichtigkeits­
abteilung das Patent zu beschränken beabsichtigt, einver­
standen ist,

b ) eine Übersetzung jeder an der Patentschrift vorgenom­
menen Änderung in einer der Amtssprachen eines jeden
Vertragsstaats , in dem die Verfahrenssprache nicht
Amtssprache ist, innerhalb der in der Ausführungsord­
nung vorgeschriebenen Frist eingereicht worden ist
und

c) die Druckkostengebühr für eine neue Patentschrift inner­
halb der in der Ausführungsordnung vorgeschriebenen
Frist entrichtet worden ist .

( 3 ) Wird eine Übersetzung nicht rechtzeitig eingereicht
oder wird die Druckkostengebühr für eine neue Patentschrift
nicht rechtzeitig entrichtet , so gilt der Antrag als zurückge­
nommen, es sei denn, daß innerhalb der in der Ausführungs­
ordnung vorgeschriebenen Frist diese Handlungen nachge­
holt werden und die Zuschlagsgebühr entrichtet wird.

(4 ) _ Die Entscheidungüber die Beschränkung des Gemein­
schaftspatents wird erst an dem Tag wirksam, an dem im
Blatt für Gemeinschaftspatente auf die Beschränkung hinge­
wiesen worden ist .

Artikel 54

Veröffentlichung einer neuen Patentschrift im
Beschränkungsverfahren

Ist das Gemeinschaftspatent nach Artikel 53 Absatz 2
beschränkt worden, so gibt das europäische Patentamt
gleichzeitig mit der Bekanntmachung des Hinweises auf die
Entscheidung über die Beschränkung eine neue Patentschrift
für das Gemeinschaftspatent heraus , in der die Beschreibung,
die Patentansprüche und gegebenenfalls die Zeichnungen in
der geänderten Form enthalten sind . Artikel 30 Absätze 3
und 4 ist entsprechend anzuwenden.

Artikel 56

Nichtigkeitsgründe

( 1 ) Der Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit kann nur
darauf gestützt werden, daß

a) der Gegenstand des Gemeinschaftspatents nach den
Artikeln 52 bis 57 des Europäischen Patentübereinkom­
mens nicht patentfähig ist ;

b ) das Gemeinschaftspatent die Erfindung nicht so deutlich
und vollständig offenbart, daß ein Fachmann sie ausfüh­
ren kann;

c) der Gegenstand des v Gemeinschaftspatents über den
Inhalt der europäischen Patentanmeldung in der einge­
reichten Fassung oder, wenn das Patent auf einer euro­
päischen Teilanmeldung oder einer nach Artikel 61 des
Europäischen Patentübereinkommens eingereichten
neuen europäischen Patentanmeldung beruht , über den
Inhalt der früheren Anmeldung in der ursprünglich
eingereichten Fassung hinausgeht;

d) der Schutzbereich des Gemeinschaftspatents erweitert
worden ist ;

e) der Inhaber des Gemeinschaftspatents aufgrund einer
Entscheidung, die in allen Vertragsstaaten anzuerkennen
ist , nicht nach Artikel 60 Absatz 1 des Europäischen
Patentübereinkommens berechtigt ist;

f) der Gegenstand des Gemeinschaftspatents nach Arti­
kel 36 Absatz 1 nicht patentfähig ist .

KAPITEL III

NICHTIGKEITSVERFAHREN

Artikel 55

Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit

( 1 ) Jedermann kann beim Europäischen Patentamt einen
Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit des Gemeinschaftspa­
tents stellen; im Fall des Artikels 56 Absatz 1 Buchstabe e)
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(2 ) Betreffen die Nichtigkeitsgründe nur einen Teil des
Gemeinschaftspatents , so wird die Nichtigkeit durch ent­
sprechende Beschränkung des Patents erklärt . Die Beschrän­
kung kann in Form einer Änderung der Patentansprüche, der
Beschreibung oder der Zeichnungen erfolgen .

( 3 ) Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe f) wird die Nich­
tigkeit des Gemeinschaftspatents nur für den Vertragsstaat
erklärt , in dem die nationale Patentanmeldung oder das
nationale Patent der Öffentlichkeit zugänglich gemacht
worden ist .

Vertragsstaats , in dem die Verfahrenssprache nicht
Amtssprache ist , innerhalb der in der Ausführungsord­
nung vorgeschriebenen Frist eingereicht worden ist
und

c) die Druckkostengebühr für eine neue Patentschrift inner­
halb der in der Ausführungsordnung vorgeschriebenen
Frist entrichtet worden ist .

(4 ) Wird eine Übersetzung nicht rechtzeitig eingereicht
oder wird die Druckkostengebühr für eine neue Patentschrift
nicht rechtzeitig entrichtet , so wird das Patent für nichtig
erklärt , es sei denn, daß innerhalb der in der Ausführungs­
ordnung vorgeschriebenen Frist diese Handlungen nachge­
holt werden Und die Zuschlagsgebühr entrichtet wird .Artikel 57

Prüfung des Antrags

( 1 ) Ist der Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit des
Gemeinschaftspatents zulässig , so prüft die Nichtigkeitsab­
teilung, ob die in Artikel 56 genannten Nichtigkeitsgründe
der Aufrechterhaltung des Gemeinschaftspatents entgegen­
stehen .

( 2 ) Bei der Prüfung des Antrags , die nach Maßgabe der
Ausführungsordnung durchzuführen ist , fordert die Nichtig­
keitsabteilung die Beteiligten so oft wie erforderlich auf,
innerhalb einer von ihr zu bestimmenden Frist eine Stellung­
nahme zu ihren Bescheiden oder zu den Schriftsätzen anderer
Beteiligter einzureichen .

Artikel 59

Veröffentlichung einer neuen Patentschrift im
Nichtigkeitsverfahren

Ist das Gemeinschaftspatent nach Artikel 58 Absatz 3
geändert worden , so gibt das Europäische Patentamt gleich­
zeitig mit der Bekanntmachung des Hinweises auf die
Entscheidung über den Antrag aufErklärung der Nichtigkeit
eine neue Patentschrift für das Gemeinschaftspatent heraus ,
in der die Beschreibung, die Patentansprüche und gegebenen­
falls die Zeichnungen in der geänderten Form enthalten sind .
Artikel 30 Absätze 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden.

Artikel 58

Erklärung der Nichtigkeit oder Aufrechterhaltung des
Gemeinschaftspatents

( 1 ) Ist die Nichtigkeitsabteilung der Auffassung, daß die
in Artikel 56 genannten Nichtigkeitsgründe der Aufrechter­
hältung des Gemeinschaftspatents entgegenstehen , so erklärt
sie das Patent für nichtig.

( 2) Ist die Nichtigkeitsabteilung der Auffassung, daß die
in Artikel 56 genannten Nichtigkeitsgründe der Aufrechter­
haltung des Gemeinschaftspatents in unveränderter Form
nicht entgegenstehen, so weist sie den Antrag zurück .

( 3 ) Ist die Nichtigkeitsabteilung der Auffassung, daß unter
Berücksichtigung der vom Patentinhaber im Nichtigkeits­
verfahren vorgenommenen Änderungen die in Artikel 56
genannten Nichtigkeitsgründe der Aufrechterhaltung des
Gemeinschaftspatents nicht entgegenstehen, so beschließt sie
die Aufrechterhaltung des Patents in dem geänderten
Umfang, vorausgesetzt , daß

a) gemäß der Aufführungsordnung feststeht , daß der Pa­
tentinhaber mit der Fassung, in der die Nichtigkeitsab­
teilung das Patent aufrechtzuerhalten beabsichtigt, ein­
verstanden ist,

b ) eine Übersetzung jeder an der Patentschrift vorgenom­
menen Änderung in einer der Amtssprachen eines jeden

Artikel 60

Kosten

( 1 ) Im Nichtigkeitsverfahren trägt jeder Beteiligte die ihm
erwachsenen Kosten selbst, soweit nicht die Nichtigkeitsab­
teilung nach Maßgabe der Ausführungsordnung oder das
Gemeinsame Berufungsgericht nach Maßgabe seiner Verfah­
rensordnung, wenn und soweit dies der Billigkeit entspricht ,
über eine Verteilung der Kosten, die durch eine mündliche
Verhandlung oder eine Beweisaufnahme verursacht worden
sind, anders entscheidet. Auf Antrag ist eine Entscheidung
über die Verteilung der Kosten auch dann zu treffen , wenn
der Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit zurückgenommen
oder das Gemeinschaftspatent erloschen ist .

(2 ) Die Geschäftsstelle der Nichtigkeitsabteilung setzt auf
Antrag den Betrag der Kosten fest , die aufgrund einer
Entscheidung über die Verteilung zu erstatten sind . Gegen
die Kostenfestsetzung der Geschäftsstelle ist der Antrag auf
Entscheidung durch die Nichtigkeitsabteilung innerhalb
einer in der Ausführungsordnung vorgeschriebenen Frist
zulässig.

(3 ) Artikel 104 Absatz 3 des Europäischen Patentüberein­
kommens ist entsprechend anzuwenden.
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VIERTER TEIL

BESCHWERDEVERFAHREN

Artikel 61

Beschwerde

( 1 ) Die Entscheidungen der Nichtigkeitsabteilungen und der Patentverwaltungsabteilung sind mit
der Beschwerde anfechtbar.

( 2 ) Die Artikel 106 bis 109 des Europäischen Patentübereinkommens sind auf das Beschwerde­
verfahren entsprechend anzuwenden, soweit in der Verfahrensordnung des Gemeinsamen Berufungs­
gerichts oder der Gebührenordnung nichts anderes bestimmt ist .

FÜNFTER TEIL

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN

Artikel 62

Allgemeine Vorschriften für das Verfahren und
die Vertretung

( 1 ) Der Siebente Teil Kapitel I und III des Europäischen
Patentübereinkommens mit Ausnahme des Artikels 124 ist
im Rahmen dieses Übereinkommens mit folgender Maßgabe
entsprechend anzuwenden:

a ) Artikel 114 Absatz 1 ist nur auf die Nichtigkeitsabtei­
lungen anzuwenden ;

b ) Artikel 116 Absätze 2 und 3 ist nur auf die Patentver­
waltungsabteilung und Artikel 116 Absatz 4 nur auf die
Nichtigkeitsabteilungen anzuwenden;

c) Artikel 122 ist auch auf alle anderen an Verfahren vor
den besonderen Organen Beteiligten anzuwenden;

d ) Artikel 123 Absatz 3 ist auf Beschränkungs- und Nich­
tigkeitsverfahren vor den Nichtigkeitsabteilungen anzu­
wenden ;

e) unter der Bezeichnung „Vertragsstaaten" sind die Ver­
tragsstaaten des vorliegenden Übereinkommens zu ver­
stehen .

(2 ) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe e) ist eine
Person , die in der beim Europäischen Patentamt geführten
Liste der zugelassenen Vertreter eingetragen ist und nicht die
Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats dieses Übereinkom­
mens besitzt oder ihren Geschäftssitz oder Arbeitsplatz nicht
im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats dieses Übereinkom­
mens hat, berechtigt , als zugelassener Vertreter in den ein
Gemeinschäftspatent betreffenden Verfahren vor den beson­
deren Organen für einen Beteiligten aufzutreten, vorausge­
setzt, daß

a ) sie nach der Eintragung im europäischen Patentregister
die Person ist , die zuletzt bevollmächtigt war , als zuge­
lassener Vertreter für denselben Beteiligten oder für
seinen Rechtsvorgänger in einem durch das Europäische
Patentübereinkommen geschaffenenVerfahren aufzutre­
ten , das dieses Gemeinschaftspatent oder die europäische

Patentanmeldung betrifft , auf die dieses Gemeinschafts­
patent erteilt worden ist, und

b) der Staat , dessen Staatsangehörigkeit diese Person besitzt
oder in dessen Hoheitsgebiet diese Person ihren
Geschäftssitz oder Arbeitsplatz hat, für die Vertretung
vor der Zentralbehörde für den gewerblichen Rechts­
schutz des betreffenden Staats Regeln anwendet , die
hinsichtlich der Gegenseitigkeit den Bedingungen ent­
sprechen, die vom engeren Ausschuß des Verwaltungs­
rats festgelegt werden können.

Artikel 63

Register für Gemeinschaftspatente

Das Europäische Patentamt führt ein Patentregister mit der
Bezeichnung Register für Gemeinschaftspatente, in dem alle
Angaben vermerkt werden, deren Eintragung in diesem
Übereinkommen vorgeschrieben ist . Jedermann kann in das
Patentregister Einsicht nehmen.

Artikel 64

Blatt für Gemeinschaftspatente

Das Europäische Patentamt gibt regelmäßig ein Blatt für
Gemeinschaftspatente heraus, das die Eintragungen in das
Register für Gemeinschaftspatente wiedergibt sowie sonstige
Angaben enthält , deren Veröffentlichung in diesem Überein­
kommen vorgeschrieben ist .

Artikel 65

Unterrichtung der Öffentlichkeit und Behörden
Artikel l28 Absatz . 4 und die Artikel 130 bis 132 des
Europäischen Patentübereinkommens sind mit der Maßgabe
entsprechend anzuwenden, daß unter der Bezeichnung „Ver­
tragsstaaten" die Vertragsstaaten des vorliegenden Überein­
kommens zu verstehen sind .
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SECHSTER TEIL

ZUSTÄNDIGKEIT UND VERFAHREN FÜR KLAGEN, DIE GEMEINSCHAFTSPATENTE
BETREFFEN UND DIE NICHT UNTER DAS STREITREGELUNGSPROTOKOLL FALLEN

(3 ) Ist nach den Artikeln 66 und 67 sowie nach den
Absätzen 1 und 2 kein Gericht für die Entscheidung über eine
Klage, die ein Gemeinschaftspatent betrifft, zuständig , so
kann die Klage vor den Gerichten der Bundesrepublik
Deutschland erhoben werden .

Artikel 69

Ergänzende Vorschrift über die Anerkennung
und Vollstreckung

( 1 ) Artikel 27 Nummern 3 und 4 des Vollstreckungs­
übereinkommens ist auf die Entscheidungen, die das Recht
auf das Gemeinschaftspatent betreffen , nicht anzuwenden .

(2) Im Fall widersprechender Entscheidungen, die das
Recht auf das Gemeinschaftspatent betreffen und zwischen
denselben Parteien ergangen sind, ist nur die Entscheidung
anzuerkennen, die von dem zuerst angerufenen Gericht
erlassenworden ist . Aus der anderen Entscheidung kann eine
Partei auch für den Vertragsstaat, in dem die Entscheidung
ergangen ist , keine Rechte herleiten .

KAPITEL I

GERICHTLICHE ZUSTÄNDIGKEIT UND
VOLLSTRECKUNG

Artikel 66

Allgemeine Vorschriften

Soweit in diesem Übereinkommen nichts anderes bestimmt
ist, ist das am 27. September 1968 in Brüssel unterzeichnete
Übereinkommen über die gerichdiche Zuständigkeit und die .
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen mit den Änderungen, die durch die Überein­
kommen über den Beitritt der den Europäischen Gemein­
schaften beitretenden Staaten zu diesem Übereinkommen
vorgenommen worden sind — dieses Übereinkommen und
diese Beitrittsübereinkommen zusammen werden nachste­
hend „Vollstreckungsübereinkommen" genannt —, auf die
Gemeinschaftspatente betreffenden Verfahren , die nicht
unter das Streitregelungsprotokoll fallen , sowie auf die
Entscheidungen bei solchen Verfahren anzuwenden.

Artikel 67

Zuständigkeit nationaler Gerichte für Klagen,
die Gemeinschaftspatente betreffen

Folgende Gerichte sind ausschließlich zuständig:
a) für Klagen, die Zwangslizenzen an Gemeinschaftspaten­
ten zum Gegenstand haben, die Gerichte des Vertrags­
staats , dessen nationales Recht auf eine solche Lizenz
anwendbar ist ;

b ) für Klagen über das Recht auf das Patent;, bei denen sich
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gegenüberstehen, die
Gerichte des Vertragsstaats , nach dessen Recht sich das
Recht auf das europäische Patent nach Artikel 60 Ab­
satz 1 Satz 2 des Europäischen Patentübereinkommens
bestimmt. Eine Gerichtsstandsvereinbarung ist nur inso­
weit gültig, als das für den Arbeitsvertrag maßgebliche
nationale Recht eine solche Vereinbarung zuläßt .

Artikel 68

Ergänzende Vorschriften über die Zuständigkeit

( 1 ) Innerhalb des Vertragsstaats , dessen Gerichte nach
den Artikeln 66 und 67 zuständig sind, sind Klagen vor den
Gerichten zu erheben, die örtlich und sachlich zuständig
wären, wenn es sich um Klagen handeln würde, die ein in
diesem Staat erteiltes nationales Patent betreffen.

( 2 ) Die Artikel 66 und 67 sind auf Klagen anzuwenden ,
die europäische Patentanmeldungen betreffen, in denen die
Vertragsstaaten benannt sind, soweit nicht das Recht auf ein
europäisches Patent geltend gemacht wird .

Artikel 70

Nationale Behörden

Für Klagen, die das Recht auf das Gemeinschaftspatent oder
Zwangslizenzen am Gemeinschaftspatent betreffen , sind
unter der Bezeichnung „Gerichte" in diesem Übereinkommen
und im Vollstreckungsübereinkommen auch Behörden zu
verstehen, die nach dem Recht eines Vertragsstaats für
Entscheidungen über solche Klagen in bezug auf ein in
diesem Staat erteiltes nationales Patent zuständig sind . Die
Vertragsstaaten teilen dem Europäischen Patentamt die
Behörden mit, denen eine solche Zuständigkeit zugewiesen
ist ; das Europäische Patentamt unterrichtet die übrigen
Vertragsstaaten hiervon.

KAPITEL II

VERFAHREN

Artikel 71

Verfahrensrecht

Soweit in diesem Übereinkommen nichts anderes bestimmt
ist, sind auf die in den Artikeln 66 bis 68 genannten Klagen
die nationalen Verfahrensvorschriften für gleichartige Kla­
gen anzuwenden, die nationale Patente betreffen .
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(2) Das nationale Gericht kann auf Antrag einer Partei
und nach Anhörung der anderen Partei ein das Gemein­
schaftspatent betreffendes Verfahren aussetzen , wenn Ein­
spruch eingelegt oder Antrag auf Beschränkung oder Erklä­
rung der Nichtigkeit des Gemeinschaftspatents gestellt wor­
den ist , sofern die Entscheidung des Gerichts von der
Rechtsgültigkeit des Patents abhängt . AufAntrag einer Partei
hat das nationale Gericht die Akten des Einspruchs-,
Beschränkungs- oder Nichtigkeitsverfahrens für die Ent­
scheidung über den Aussetzungsantrag beizuziehen .

Artikel 72

Bindung des nationalen Gerichts

Das nationale Gericht , vor dem eine nicht unter das Streit­
regelungsprotokoll fallende Klage betreffend ein Gemein­
schaftspatent anhängig ist , hat von der Rechtsgültigkeit des
Gemeinschaftspatents auszugehen.

Artikel 73

Aussetzung des Verfahrens

( 1 ) Hängt die Entscheidung eines nationalen Gerichts
über eine nicht unter das Streitregelungsprotokoll fallende
Klage , die eine europäische Patentanmeldung betrifft , die zur
Erteilung eines Gemeinschaftspatents führen kann, von der
Patentierbarkeit der Erfindung ab, so kann diese Entschei­
dung erst ergehen, wenn das Europäische Patentamt das
Gemeinschaftspatent erteilt oder die Anmeldung zurückge­
wiesen hat . Nach der Erteilung des Gemeinschaftspatents ist
Absatz 2 anzuwenden .

Artikel 74

Strafbarkeit der Patentverletzung

Die nationalen Strafvorschriften über Patentverletzung sind
auf die Verletzung eines Gemeinschaftspatents anwendbar,
wenn und soweit dieselben VerletzungshancLlungen strafbar
wären, falls sie gegen ein nationales Patent gerichtet
wären .

SIEBENTER TEIL

AUSWIRKUNGEN AUF DAS NATIONALE RECHT

(4) Aufgrund eines Gemeinschaftspatents oder einer
europäischen Patentanmeldung und eines nationalen Patents
oder einer nationalen Patentanmeldung wird vor dem nach
Absatz 1 maßgeblichen Zeitpunkt Doppelschutz gewährt,
sofern nicht ein Vertragsstaat etwas anderes vorschreibt.

Artikel 75

Verbot des Doppelschutzes

( 1 ) Soweit der Gegenstand eines in einem Vertragsstaat
erteilten nationalen Patents eine Erfindung ist, für die ein
und demselben Erfinder oder seinem Rechtsnachfolger ein
Gemeinschaftspatent mit gleichem Anmeldetag oder , wenn
eine Priorität in Anspruch genommen worden ist , mit
gleichem Prioritätstag erteilt worden ist, hat das nationale
Patent in dem Umfang, in dem es dieselbe Erfindung wie das
Gemeinschaftspatent schützt, von dem Zeitpunkt an keine
Wirkung mehr , zu dem

a ) die Frist zur Einlegung des Einspruchs gegen das Gemein­
schaftspatent abgelaufen ist, ohne daß Einspruch einge­
legt worden ist ,

b ) das Einspruchsverfahren unter Aufrechterhaltung des
Gemeinschaftspatents abgeschlossen wird oder

c) es erteilt wird , wenn dieser Zeitpunkt nach dem in den
Buchstaben a) oder b) genannten Zeitpunkt liegt.

( 2 ) Absatz 1 bleibt durch das spätere Erlöschen und die
spätere Nichtigerklärung des Gemeinschaftspatents unbe­
rührt .

( 3 ) Jeder Vertragsstaat kann vorsehen, in welchem Ver­
fahren festgestellt wird , daß und gegebenenfalls in welchem
Umfang das nationale Patent keine Wirkung mehr hat . Er
kann ferner vorsehen , daß der Verlust der Wirkung von
Anfang an eintritt .

Artikel 76

Erschöpfung des Rechts aus nationalen Patenten

( 1 ) Das Recht aus einem nationalen Patent in einem
Vertragsstaat erstreckt sich nicht auf Handlungen, die ein
durch das Patent geschütztes Erzeugnis betreffen und im
Hoheitsgebiet dieses Staats vorgenommen werden, nachdem
das Erzeugnis vom Patentinhaber oder mit seiner ausdrück­
lichen Zustimmung in einem der Vertragsstaaten in Verkehr
gebracht worden ist, es sei denn, daßGründe vorliegen , die es
nach den Regeln des Gemeinschaftsrechts gerechtfertigt
erscheinen lassen, daß sich das Recht aus dem Patent auf
solche Handlungen erstreckt .

(2) Absatz 1 ist auch auf ein Erzeugnis anzuwenden, daß
der Inhaber eines für dieselbe Erfindung in einem anderen
Vertragsstaat erteilten nationalen Patents , der mit dem
Inhaber des in Absatz 1 genannten Patents wirtschaftlich
verbunden ist, in Verkehr gebracht hat . Als wirtschaftlich
verbunden im Sinn dieses Absatzes gelten zwei Personen,
wenn in bezug auf die Verwertung eines Patents die eine
Person auf die andere unmittelbar oder mittelbar maßgeb­
lichen Einfluß ausüben kann oder wenn Dritte auf beide
Personen einen solchen Einfluß ausüben können.
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( 3 ) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden , wenn das
Erzeugnis aufgrund einer Zwangslizenz in Verkehr gebracht
worden ist .

(2 ) Die Feststellung, daß das Gemeinschaftspatent nach
Absatz 1 in dem Vertragsstaat keine Wirkung hat, erfolgt
in dem betreffenden Staat nach dem Verfahren , nach dem,
wenn das Gemeinschaftspatent ein nationales Patent wäre,
dieses für nichtig oder für unwirksam erklärt werden
könnte .Artikel 77

Zwangslizenzen an nationalen Patenten

Artikel 46 ist auf die Erteilung von Zwangslizenzen an
nationalen Patenten wegen Nichtausübung oder wegen
unzureichender Ausübung entsprechend anzuwenden.

Artikel 78

Wirkung von nichtveröffentlichten nationalen
Patentanmeldungen oder Patenten

( 1 ) Im Fall der Anwendung des Artikels 36 Absatz 2 hat
das Gemeinschaftspatent in dem betreffenden Vertragsstaat
insoweit keineWirkung, als es dieselbe Erfindung betrifft wie
die nationale Patentanmeldung oder das nationale Patent .

Artikel 79

Nationale Gebrauchsmuster und Gebrauchszertifikate

( 1 ) Die Artikel 36, 75 und 76 sind in den Vertragsstaaten,
deren Recht Gebrauchsmuster oder Gebrauchszertifikate
vorsieht , auf diese Schutzrechte und deren Anmeldungen
entsprechend anzuwenden .

(2) Sieht das Recht eines Vertragsstaats vor, daß das
Recht aus einem Patent nicht ausgeübt werden kann, solange
ein Gebrauchsmuster besteht, das einen früheren Anmelde­
tag oder, wenn eine Priorität in Anspruch genommen worden
ist, einen früheren Prioritätstag hat , so gilt dies abweichend
von Absatz 1 auch für das Gemeinschäftspatent in diesem
Staat.

ACHTER TEIL

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

Artikel 80

Anwendung des Vollstreckungsübereinkommens

Die Vorschriften des Vollstreckungsübereinkommens , die
aufgrund der vorstehenden Artikel anwendbar sind , gelten
für einen Vertragsstaat , für den das Vollstreckungsüberein­
kommen noch nicht in Kraft getreten ist , erst von dem
Zeitpunkt an, zu dem es für ihn in Kraft tritt .

oder ein Gemeinschaftspatent einen späteren Anmeldetag
oder, wenn eine Priorität in Anspruch genommen worden ist ,
einen späteren Prioritätstag hat als eine europäische Patent­
anmeldung, in der ein oder mehrere Vertragsstaaten benannt
sind . Wird aus diesem Grund ein Gemeinschaftspatent
beschränkt oder für nichtig erklärt , so wird die Beschrän­
kung oder die Erklärung der Nichtigkeit nur für die Ver­
tragsstaaten beschlossen , die in der veröffentlichten früheren
europäischen Patentanmeldung benannt worden sind .

(3 ) Die Artikel 75 bis 77 und Artikel 79 sind auf
europäische Patente im Sinn von Absatz 1 mit der Maßgabe
anzuwenden, daß in den Artikeln 75 und 79 an die Stelle des
Gemeinschaftspatents und in den Artikeln 76 und 77 an die
Stelle des nationalen Patents jeweils das europäische Patent
tritt .

(4 ) Die in Absatz 1 vorgesehene Übergangszeit kann
durch Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften ,
der auf Vorschlag der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften oder eines Vertragsstaats ergeht , beendet
werden .

(5 ) Der in Absatz 4 genannte Beschluß des Rates der
Europäischen Gemeinschaften bedarf der Einstimmigkeit .

Artikel 82

Nachträgliche Wahl eines Gemeinschaftspatents

Auf ein europäisches Patent , das auf eine vor Inkrafttreten
dieses Übereinkommens eingereichte europäische Patent­

Artikel 81

Wahlmöglichkeit zwischen Gemeinschaftspatent und
europäischem Patent

( 1 ) Auf eine während einer Übergangszeit eingereichte
europäische Patentanmeldung oder auf ein darauf erteiltes
europäisches Patent ist dieses Übereinkommen vorbehaltlich
Absatz 3 nicht anzuwenden, wenn der Anmelder innerhalb
der in derAusführungsordnung vorgeschriebenen Frist beim
Europäischen Patentamt eine Erklärung einreicht, aus der
hervorgeht , daß er kein Gemeinschaftspatent zu erhalten
wünscht , und in der die Vertragsstaaten angegeben sind,
deren Benennung aufrechterhalten werden soll . Die Erklä­
rung gilt erst als eingereicht ^ wenn die vorgeschriebenen
Gebühren entrichtet worden sind . Die Erklärung kann nicht
zurückgenommen werden .

( 2 ) Artikel 54 Absätze 3 und 4 des Europäischen Patent­
übereinkommens ist anzuwenden, wenn eine europäische
Patentanmeldung, in der die Vertragsstaaten benannt sind,
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Erteilung von Zwangslizenzen an Gemeinschaftspatenten
anwendbar ist .

(4 ) Ein Unterzeichnerstaat , der einen Vorbehalt nach
Absatz 1 gemacht hat, kann diesen jederzeit zurücknehmen.
Die Zurücknahme erfolgt durch eine Notifikation an den
Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften
und wird einen Monat nach dem Tag des Eingangs der
Notifikation wirksam .

(5 ) Die Beendigung der Wirkung des Vorbehalts berührt -
nicht die Zwangslizenzen, die vor dem Tag erteilt worden
sind, an dem der Vorbehalt unwirksam wird .

anmeldung, in der alle Vertragsstaaten benannt sind, erteilt
worden ist , ist dieses Übereinkommen anzuwenden, sofern
der Anmelder vor Ablauf der in Artikel 97 Absatz 2
Buchstabe b ) des Europäischen Patentübereinkommens
genannten Frist dem Europäischen Patentamt gegenüber
schriftlich erklärt , daß er ein Gemeinschaftspatent zu erhal­
ten wünscht .

Artikel 83

Vorbehalt bei Zwangslizenzen

( 1 ) Jeder Unterzeichnerstaat kann bei der Unterzeich­
nung oder bei der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde
erklären , daß er sich vorbehält, zu bestimmen, daß die
Artikel 46 und 77 in seinem Hoheitsgebiet weder auf
Gemeinschaftspatente noch auf europäische Patente , die für
diesen Staat erteilt worden sind , noch auf von ihm erteilte
nationale Patente anzuwenden sind .

(2 ) Ein von einem Unterzeichnerstaat nach Absatz 1
gemachter Vorbehalt ist höchstens bis zum Ende des zehnten
Jahres nach dem Inkrafttreten der Vereinbarung über
Gemeinschaftspatente wirksam. Der Rat der Europäischen
Gemeinschaften kann jedoch mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag eines Unterzeichnerstaats diesen Zeitraum für
einen Unterzeichnerstaat, der einen solchen Vorbehalt
gemacht hat , um höchstens fünf Jahre verlängern . Die
qualifizierte Mehrheit bestimmt sich nach Artikel 148
Absatz 2 Unterabsatz 2 zweiter Gedankenstrich des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft .

( 3 ) Die nach Absatz 1 gemachten Vorbehalte werden
unwirksam, sobald eine gemeinsame Regelung über die

Artikel 84

Sonstige Übergangsbestimmungen

( 1 ) Die Artikel 159 , 161 und 163 des Europäischen
Patentübereinkommens sind mit folgender Maßgabe ent­
sprechend anzuwenden: -

a) Der engere Ausschuß des Verwaltungsrats tritt zu seiner
ersten Tagung auf Einladung des Generalsekretärs des
Rates der Europäischen Gemeinschaften zusammen ;

b) unter der Bezeichnung „Vertragsstaaten" sind die Ver­
tragsstaaten des vorliegenden Übereinkommens zu ver­
stehen .

(2 ) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b) ist Artikel 62
Absatz 2 anzuwenden .

NEUNTER TEIL

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 85

Ausführungsordnung

( 1 ) Die Ausführungsordnung ist Bestandteil des Übereinkömmens.

(2 ) Im Fall mangelnder Übereinstimmung zwischen Vorschriften des Übereinkommens und
Vorschriften der Ausführungsordnung gehen die Vorschriften des Übereinkommens vor.


